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Zusammenfassung 
Unter dem Schlagwort der Stadtrendite wird seit geraumer Zeit der städtische Nutzen  
kommunaler Wohnungsunternehmen jenseits des betriebswirtschaftlichen Gewinns dis-
kutiert. In der öffentlichen Diskussion beschreibt dieser Begriff einen stadtwirtschaftlichen 
Mehrwert, der aus der Tätigkeit eines kommunalen Wohnungsunternehmens entsteht 
und der Kommune einen wirtschaftlichen Vorteil verschafft. 

Die Expertise definiert die Stadtrendite und ordnet sie in ein wohlfahrtsökonomisches 
Theoriekonzept. Demnach ist die Stadtrendite definiert als die Summe aller Vorteilsüber-
schüsse eines Wohnungsunternehmens für die Stadt innerhalb eines bestimmten Zeit-
raumes. Hierzu gehören die betriebs- und stadtwirtschaftlichen, die sozialen und ökologi-
schen Vorteilsüberschüsse für die Stadt. Diese Vorteile entstehen überall dort, wo der 
Wohnungsmarkt unvollkommen arbeitet, positive externe Effekte geschaffen oder negati-
ve externe Effekte vermieden werden. Dies geschieht beispielsweise bei der Wohnraum-
versorgung von Problemhaushalten oder der Bereitstellung von sozialer Infrastruktur im 
Quartier durch das kommunale Wohnungsunternehmen.  

Es werden vier Kategorien für die Stadtrendite identifiziert, die sich hinsichtlich ihrer Be-
deutung abstufen lassen:  

• die Versorgung von Haushalten mit Marktzugangsschwierigkeiten, 

• Maßnahmen im Bereich Wohnumfeld und Stadtentwicklung, 

• Maßnahmen zur Förderung der lokalen Ökonomie sowie 

• Maßnahmen zur Förderung der Ökologie. 

Für diese Kategorien wird eine Bewertungsmethode entwickelt, welche sowohl quantita-
tiv-monetäre Bewertungen als auch qualitative Bewertungen beinhaltet. Mithilfe des vor-
geschlagenen Modells können die wirtschaftlichen Vorteile eines kommunalen Woh-
nungsunternehmens abgebildet und objektiv bewertet werden. Der Nutzen dieses Mo-
dells liegt auf zwei Ebenen: 

1. Die Prüfung der Stadtrendite erlaubt die zielgerichtete Analyse der Leistungen eines 
kommunalen Wohnungsunternehmens und ist als Instrument der Unternehmens-
kommunikation nutzbar.  

2. Die Kommunen werden in der Entscheidungsfindung für oder gegen den Verkauf 
kommunaler Wohnungsbestände unterstützt. Die Prüfung der Stadtrendite verbes-
sert die Informationsgrundlage für die Privatisierungsentscheidung.  

 

Executive Summary 
The benefit of communal housing corporations is currently discussed under the key word 
Stadtrendite. In the public discussion this term is used to describe the added economic 
value generated for the municipality that accrues from the business activities of commu-
nal housing corporations.  

This expertise defines as a first step the concept of Stadtrendite and places the term in a 
welfare economic framework. Stadtrendite is hence the sum of all economical, social and 
ecological advantages arising from the activities of a communal housing corporation for 
the city within a certain period.  

These advantages can emerge wherever the housing market works imperfectly, positive 
external effects can be created or negative external effects can be avoided. This happens 
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for example by supplying accommodations for households with multiple problems or by 
the supply of social infrastructure in the neighbourhood.  

Within the concept of Stadtrendite four categories were identified that can be differenti-
ated regarding their impact: 

• the supply of households with multiple problems 

• measures within the neighbourhood and for urban development 

• measures for the promotion of the local economy as well as 

• measures for the promotion of the ecology.  

An evaluation method which combined monetary as well as nonmonetary scales was 
developed for each of the four categories. The goal of this evaluation method is to illus-
trate and to assess objectively the holistic advantages of a communal housing corpora-
tion. The benefit of this method is on two levels:  

1. The examination of the Stadtrendite permits the analysis of the achievements of a 
communal housing corporation and is usable as an instrument within the business 
communication.  

2. The municipalities are supported in their decision making process for the sales of 
communal housing corporations. The examination of the Stadtrendite improves the 
information basis for this process. 
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1 Einleitung 
Die Frage nach der Bedeutung kommunaler Wohnungsunternehmen für die Städte steht 
mehr denn je im Spannungsfeld unterschiedlicher ordnungspolitischer Auffassungen von 
der Rolle des Staates im Wohnungsmarkt. Während auf der einen Seite die Markt- und 
Privatisierungsbefürworter eine Bereitstellung von Wohnraum durch die öffentliche Hand 
mit Effizienzüberlegungen kritisch hinterfragen, sehen die Gegner der Privatisierung in 
den öffentlichen Unternehmen ein wichtiges wohnungspolitisches Instrument zur Bereit-
stellung des „Sozialgutes“ Wohnung sowie ein Instrument zur Unterstützung der Stadt-
entwicklungspolitik.  
Die kommunalen Wohnungsunternehmen können somit als eine Art Mischform aus be-
triebswirtschaftlichem Unternehmen und kommunalem und wohnungspolitischem Instru-
ment beschrieben werden.  
Nachdem in jüngerer Zeit immer häufiger kommunale Wohnungsunternehmen an private 
Investoren veräußert wurden, fand der Begriff der Stadtrendite Eingang in die öffentliche 
Debatte. Hierbei wurde dieser Begriff geprägt, um all jene positiven Effekte von kommu-
nalen Wohnungsunternehmen für die Stadt zu benennen und ins öffentliche Bewusstsein 
zu holen, die jenseits der betriebswirtschaftlichen Rendite liegen. Doch was genau ist 
eine Stadtrendite? Welche Komponenten sind in ihr enthalten? Wie kann man sie mes-
sen?  
Diese und weitere Fragen haben das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung und 
das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung zum Anlass genommen 
das Fachgebiet Ökonomie des Planens und Baues der Bergischen Universität Wuppertal 
mit einer Expertise zu beauftragen, die zur Klärung des Begriffes und seiner Operationa-
lisierung beiträgt. 
In diesem Endbericht ist das Ergebnis dieser Auseinandersetzung festgehalten. Es wer-
den Definitionen zur Stadtrendite und ihrer Komponenten vorgestellt, Vorschläge zu 
Mess- und Bewertungsmethoden dieser Komponenten gemacht und in einer Bewer-
tungsmatrix die wesentlichen Aspekte einer Erfassung von Stadtrendite systematisch 
verdichtet. Insbesondere für die Kommunen, die vor einer Privatisierungs- und Verkaufs-
entscheidung ihrer Wohnungsbestände stehen, wurde hieraus eine Kurzfassung als 
Handreichung erarbeitet, um mehr Sachlichkeit und Transparenz in die Debatte und die 
Entscheidungssituation zu bringen. Diese Handreichung ist ebenfalls online beim BBR 
erhältlich. 
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2 Ablauf und Methodik der Expertise 
In diesem Kapitel wird die zur Erstellung der Expertise angewendete Methodik dargestellt 
und erläutert. Da sich die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit der Thematik der 
Stadtrendite erst im Anfangsstadium befindet, wurde für die Erstellung dieser Expertise 
ein exploratives Vorgehen gewählt.  
Theoretisches Ziel der Expertise ist es, eine allgemeingültige Definition für Stadtrendite 
zu entwickeln, welche bei der Betrachtung kommunaler und privater Wohnungsunter-
nehmen angewendet werden kann. Als praktisches Ziel wurde auch eine Operationalisie-
rung der Stadtrendite im Sinne eines Bewertungsinstruments für Kommunen angestrebt. 
Dieses Bewertungsinstrument soll eine transparentere und versachlichte Entscheidungs-
findung für oder gegen die Veräußerung von kommunalen Wohnungsunternehmen un-
terstützen. 
Während der gesamten Bearbeitungszeit wurden Rückkopplungsschleifen mit den Auf-
traggebern BBR und BMVBS durchgeführt. Dadurch und durch begleitende schriftliche 
Konsultationen wurde ein hohes Maß an Abstimmung zwischen Auftragnehmer und Auf-
traggeber sowie die Aufnahme der wissenschaftlichen und fachlichen Diskussion gewähr-
leistet. 
In der Anfangsphase stand zunächst die Aufarbeitung des Stands der Diskussion anhand 
einer Literatur- und Dokumentenrecherche der zum Thema publizierten Beiträge und Ta-
gungsberichte im Vordergrund. Weiterhin wurden erste Überlegungen zur Systematisie-
rung und Zuordnung von in der Literatur und Diskussion genannten Stadtrenditekompo-
nenten angestellt. Hierbei wurde auch auf internationale Quellen zurückgegriffen, um die 
Privatisierungsentscheidungen in den jeweiligen Ländern auch in Hinblick auf die Stadt-
renditediskussion in Deutschland auswerten zu können. 
In der sich dann anschließenden Arbeitsphase wurden aufbauend auf den Vorarbeiten 
drei verschiedene Definitionsansätze für Stadtrendite entwickelt und diskutiert. Nach Ab-
wägung der Vor- und Nachteile und insbesondere vor dem Hintergrund der Anwend-
barkeit der Arbeitsergebnisse in der kommunalen Praxis wurde der wohlfahrts-
ökonomische Ansatz als geeignete Lösung gewählt. Die Theorie der Wohlfahrtsökonomie 
eignet sich insbesondere zur Begründung von staatlichen Eingriffen in den Wohnungs-
markt und gibt mithilfe der Theorie des Marktversagens Aufschluss und Hilfestellung bei 
der Bewertung der zu betrachtenden Stadtrenditeeffekte.  
Des Weiteren wurden in dieser Phase die verschiedenen Handlungsfelder und Kompo-
nenten von Stadtrendite bestimmten Kategorien zugeordnet und somit eine Systema-
tisierung der Effekte von Stadtrendite vorgenommen. Die einzelnen Komponenten wur-
den dabei in ihren Ausprägungen ausführlich beschrieben und ihre Relevanz für Stadt-
rendite diskutiert. Diese Beschreibung stützte sich auf die verfügbare wohnungswirt-
schaftliche Literatur, auf veröffentlichte Forschungsarbeiten sowie auf die Tätigkeitsbe-
richte und Sachbeiträge von (kommunalen) Wohnungsunternehmen. 
Zur Operationalisierung der Stadtrendite wurden mögliche Quantifizierungsansätze für 
die verschiedenen Komponenten identifiziert und vorgeschlagen. Dabei wurde deutlich, 
dass Teile der Stadtrenditekomponenten sich einer eindeutigen Quantifizierung oder Mo-
netarisierung entziehen und lediglich qualitativ zu bewerten sind. Eine eindeutige Stadt-
renditeformel im betriebswirtschaftlich-engeren Sinn (vgl. Kapitel 3) ist aufgrund der ge-
nerellen Quantifizierungs- und Bezugsgrößenproblematik für den Vergleich von privaten 
und öffentlichen Wohnungsunternehmen nicht praktikabel. Weiterhin wurden Prüffragen 
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konzipiert, welche eine hinreichende Berücksichtigung der Effekte innerhalb eines kom-
munalen Entscheidungsprozesses ermöglichen sollen.  
Im Rahmen dieser Expertise am 5. Juni 2007 ein eintägiger Experten-Workshop mit 19 
Teilnehmern aus den Bereichen Wohnungswirtschaft, Kommunen und Wissenschaft 
durchgeführt. Ziel der Veranstaltung war die Überprüfung und Diskussion 
• des Definitionsansatzes zur Stadtrendite (vor allem des Zugangs der Wohlfahrts-

ökonomie), 
• der Relevanz und Vollständigkeit der Komponenten von Stadtrendite und 
• der Angemessenheit und Praktikabilität der vorgeschlagenen Quantifizierungs- und 

Qualifizierungsansätze. 
Der Endbericht fasst die erzielten Ergebnisse der Expertise zusammen und bereitet sie 
aktuell auf. Neben der wissenschaftlich-theoretischen Definition der Stadtrendite enthält 
er die gesamten Operationalisierungsansätze sowie Hinweise für den weiteren For-
schungsbedarf, der sich vor allem auf die empirische Überprüfung der Stadtrendite mithil-
fe der Auswertung konkreter Fallstudien konzentrieren sollte. 

Abbildung 1: Ablauf der Expertise 
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3 Definition Stadtrendite 
In diesem Kapitel wird eine Definition des Begriffes der Stadtrendite vorgestellt. Diese 
Definition ermöglicht die Beschreibung und Messung sowie den Vergleich von Stadtrendi-
te durch kommunale und private Wohnungsunternehmen.  
Dafür werden zunächst theoretische Anforderungskriterien für eine Begriffsdefinition fest-
gelegt. Hierauf folgen die Darlegung zweier unterschiedlich weiter Definitionsmög-
lichkeiten und die Diskussion der der Definition innewohnenden Bezugsgrößenprobleme.  
 

3.1 Anforderungskriterien für den Stadtrendite-Begriff 
Engt man die Diskussion um das Stadtrendite-Thema auf die verwendeten Begrifflichkei-
ten ein, so fällt auf, dass synonym zum Begriff der „Stadtrendite“ auch der Begriff der 
„Sozialrendite“ verwendet wird. Mit beiden Begriffen sind Vorteile oder Erträge gemeint, 
die (kommunale) Wohnungsunternehmen für ihre Städte neben den betriebswirtschaftli-
chen Renditen erbringen.1  
Die Begriffe sind inzwischen zu Schlagwörtern im politischen Diskurs geworden und be-
dürfen einer genaueren Definition. Insbesondere zur Beschreibung und Messung von 
Stadtrenditekomponenten ist es notwendig den Messgegenstand zunächst zu definieren. 
Um Willkürlichkeit zu vermeiden, muss sich eine nachvollziehbare Herleitung auf Kriterien 
stützen. Als wesentliche Kriterien für die Definition von Stadtrendite sollen an dieser Stel-
le 
• das Kriterium der Allgemeingültigkeit  
• das Kriterium der Plausibilität  
• das Kriterium der Angemessenheit 
Anwendung finden. 
Hierbei sichert das Kriterium der Allgemeingültigkeit ab, dass der Begriff so definiert wird, 
dass er sich in einen Kontext einordnet und nicht nur für einen Spezialfall gilt, sondern all-
gemein verwendet werden kann. Das Kriterium der Plausibilität weist auf die Notwendig-
keit der Nachvollziehbarkeit von Wirkungszusammenhängen und Bestandteilen einer 
Definition hin. Die Angemessenheit als Kriterium bedeutet, dass die Definition geeignet 
sein soll, den Gegenstand insgesamt angemessen zu erfassen und abzubilden.  
 

3.2 Stadtrendite im engeren Sinne versus Stadtrendite im übertra-
genen Sinne 

Bei der Auswertung der bisherigen Diskussionsbeiträge zum Thema „Stadtrendite“ fällt 
auf, dass der Begriff entweder als „Sammelbegriff“ für eher „weich gefasste“, aber umfas-
sender gemeinte Effekte verstanden wird (u.a. Basse 2005, Bielka 2004, Eichener 2006, 
Häußermann 2006, Kraemer 2005, Müller 2006, Sydow 2005, Schweyen 2006 ) oder 
aber in betriebswirtschaftlicher Weise verwendet und dargestellt wird (Schwalbach et al 
2006). Erstere Sichtweise versteht hierbei unter der „Rendite“ die Vorteile und Erträge 
der kommunalen Unternehmenstätigkeit für die Stadt, ohne dies jedoch mit einer konkre-
ten finanzmathematischen Renditeformel in Verbindung zu bringen. Der Begriff der „Ren-

                                                 
1 Schwalbach et al (2006) beziehen bei der Definition ihrer Stadtrendite 1 auch das Konzernergebnis und die 

Daten aus der G+V-Rechnung mit ein. 
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dite“ wird somit im übertragenen Sinne genutzt. Es bietet sich demnach an, diesem Dis-
kussionstand gerecht zu werden, in dem von einer  
• Stadtrendite im übertragenen Sinne und von einer  
• Stadtrendite im engeren Sinne 
gesprochen wird.  
 

3.2.1 Stadtrendite im übertragenen Sinn 
Vereinfacht wird die Stadtrendite im übertragenden Sinn und das Verhältnis von betriebs-
wirtschaftlichen und stadtwirtschaftlichen Vorteilsüberschüssen durch Wohnungsunter-
nehmen in Abbildung 2 dargestellt. Hierbei umfasst der gestrichelte Rahmen in der Ab-
bildung das, was mit Stadtrendite im übertragenen Sinne gemeint ist. In der Diskussion 
über die städtischen Vorteile durch Wohnungsunternehmen werden neben den rein wirt-
schaftlichen auch die sozialen und ökologischen Vorteile durch unternehmerisches 
Handeln benannt. Hierbei wird bewusst ein Bezug zum Konzept der nachhaltigen Ent-
wicklung hergestellt, das von der Politik, insbesondere im Handlungsfeld Bauen und 
Wohnen, als Leitlinie für eine verantwortungsvolle und zukunftsfähige Gesellschafts-
entwicklung gesehen wird (Rat für Nachhaltigkeit der Bundesregierung, Enquete-
Kommission zum Schutz des Menschen und der Umwelt, vgl. auch Spars 1999).2  
Eine allgemeingültige, angemessene und plausible Definition der Stadtrendite sollte sich 
also auch auf alle drei Wirkungsbereiche beziehen, um städtische Vorteile durch Woh-
nungsunternehmen deutlich zu machen. Somit finden sich in Abbildung 2 neben den 
stadtwirtschaftlichen und zum Teil betriebswirtschaftlichen Vorteilsüberschüssen 
auch die ökologischen und sozialen Vorteilsüberschüsse. Hierbei gilt es Überschnei-
dungsbereiche zwischen allen diesen Bereichen zu beachten, da es auch Widersprüche 
und Konkurrenzen zwischen ökologischen, sozialen und ökonomischen Vorteilsüber-
schüssen geben kann. Diese sind in der Abbildung durch die farblichen Überlappungen 
gekennzeichnet. Eine Handlung des Wohnungsunternehmens kann also in verschiedene 
Richtungen wirken und auf verschiedenen Feldern sowohl Vor- als auch Nachteile für die 
Stadt erbringen. Der Saldo der Verrechnung dieser Vor- und Nachteile ist dann der Vor-
teilsüberschuss.  
Die betriebswirtschaftlichen Vorteilsüberschüsse sind zum großen Teil auch stadt-
wirtschaftliche, müssen es aber nicht in vollem Umfang sein, da die einzelwirtschaftliche 
Maximierung von Vorteilen nicht automatisch einer stadtwirtschaftlichen Maximierung von 
Vorteilen entspricht.3 Die Abgrenzung der betriebs- und stadtwirtschaftlichen Ebene wirft 
die Frage auf: Geht es bei der Bemessung der Vorteile, die das Unternehmen für die 
Stadt bzw. Stadtwirtschaft generiert, um die Vorteile, die es generell erbringt, oder nur um 
Vorteile, die es zusätzlich neben der reinen „betriebswirtschaftlichen Zielerreichung“ er-
zielt? 
Letzteres wird durch viele Formulierungen politischer Äußerungen und in der Literatur 
nahe gelegt (z.B. Eichener 2006, Häußermann 2006, Schweyen 2006). Es wird dort häu-

                                                 
2 Auch für deutsche Wohnungsunternehmen ist die Nachhaltige Entwicklung ein wichtiges Thema geworden, 

das aber häufig eine mangelnde Operationalisierung im Alltagsgeschäft erfährt, wie empirische Untersu-
chungen der jüngeren Zeit zeigen (Bergner, Scharp, Spars 2006). 

3 So kann ein hoher Gewinn eines Wohnungsunternehmens eine attraktive Steuereinnahme für die Kommu-
ne begründen (via Gewinnsteuer, z.B. Gewerbesteuer), genau wie im Gegenzug eine Personal-
kostensenkungsstrategie beim Wohnungsunternehmen zur Erhöhung des Gewinns beitragen, aber eben-
so einen negativen Einfluss auf die Beschäftigungssituation in der Gemeinde entfalten kann. 
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fig gesprochen von der Rendite, die „zusätzlich zur rein betriebswirtschaftlichen Rendite“ 
anfällt.  
Grundsätzlich lässt sich jedoch festhalten, dass diese Abgrenzung analytisch ungenau 
ist, weil natürlich auch die „rein betriebswirtschaftlichen“ Vorteile (z.B. Gewinne) auch 
Bestandteil der stadtwirtschaftlichen Gesamtvorteile durch das Unternehmen sind bzw. in 
einem Wirkungsgeflecht stehen, das sowohl Vor- und auch Nachteile für die Stadt bedeu-
ten kann. 

Abbildung 2: Der Zusammenhang betriebswirtschaftlicher, stadtwirtschaftlicher und städ-
tischer Vorteilsüberschüsse von Wohnungsunternehmen 

  
Quelle: eigene Darstellung 

Die obigen Ausführungen zeigen, dass für eine allgemeingültige Definition von Stadtren-
dite alle Vor- und auch Nachteile in den drei Bereichen Stadtwirtschaft (inklusive Be-
triebswirtschaft), Ökologie und Soziales genau erfasst, bewertet und saldiert werden 
müssen. Es geht dabei nicht nur um die Erfassung von Zusatzleistungen jenseits der be-
triebswirtschaftlichen Vorteile, sondern um Vorteilsüberschüsse für die Stadt in allen Be-
reichen. Daraus lässt sich folgende Definition der Stadtrendite durch Wohnungsunter-
nehmen herleiten: 
Die Stadtrendite im übertragenen Sinne wird definiert als „die Summe aller Vorteilsüber-
schüsse eines Wohnungsunternehmens für die Stadt innerhalb eines bestimmten Zeit-
raumes. Hierzu gehören die betriebs-4 und stadtwirtschaftlichen, sozialen und ökologi-
schen Vorteilsüberschüsse für die Stadt.“  

                                                 
4 Es gibt betriebswirtschaftliche Vorteile, die sich negativ auf die Stadtwirtschaft auswirken können. Daher 

sind die betriebswirtschaftlichen Vorteilsüberschüsse nur zum Teil in den stadtwirtschaftlichen Vorteils-
überschüssen enthalten. 
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3.2.2 Stadtrendite im engeren Sinne 
Das Gutachten von Schwalbach et al. für die DEGEWO Berlin operiert mit einem Stadt-
rendite-Begriff im engeren Sinne, der die Stadtrendite aus dem Verhältnis von jährlichen 
bzw. langfristigen Erträgen (Zähler der Formel) und Unternehmenswert bzw. eingesetz-
tem öffentlichem Kapital (Nenner der Formel) errechnet.  
Diese Relation ist grundsätzlich tragfähig und kann zur Ermittlung der Stadtrendite von 
Wohnungsunternehmen angewendet werden. Allerdings ergibt sich bezüglich der in die 
Zähler- und Nennerwerte einzubeziehenden Größen erheblicher Diskussionsbedarf (sie-
he Kapitel 5). Es können die Leistungen von kommunalen Wohnungsunternehmen, die 
eine Stadtrendite erbringen, ins Verhältnis zum eingesetzten öffentlichen Kapital bzw. 
den Wert des kommunalen Wohnungsunternehmens (z.B. gemäß Discounted Cash Flow 
Methode) gesetzt werden. Die so errechnete Renditekennziffer kann interpretiert werden 
als Ausdruck für die Rentabilität des eingesetzten städtischen Kapitals für Zwecke des 
kommunalen Gemeinwesens, also als eine Stadtrendite im engeren Sinne.  
Hierbei ist allerdings einschränkend anzumerken, dass  
• diese Renditekennziffer keine qualitativen Aspekte der Stadtrendite erfasst 
• diese Renditekennziffer sich nicht für einen Vergleich mit privaten Unternehmen 
eignet, da diese über kein oder nur geringes öffentliches Kapital für einen vergleichbaren 
Nennerwert verfügen. Ein Vergleich zwischen öffentlichen und privaten Wohnungsunter-
nehmen anhand dieser Definition erbringt keine brauchbaren Ergebnisse, da die Bezugs-
größe nicht einheitlich ist.  
Ein Vergleich von Wohnungsunternehmen anhand dieser Definition ist also nur sinnvoll, 
wenn man Wohnungsunternehmen gleichen Typs (öffentlich, privat, genossenschaftlich) 
untereinander vergleicht. Positiv ist, dass diese Definition gegenüber der Definition der 
Stadtrendite im übertragenen Sinne eher umsetzungsorientiert und dadurch pragmati-
scher ist. 
 

3.2.3 Optionale Bezugsgrößen 
Die obigen Ausführungen machen deutlich, dass es neben der Bezugsgröße „eingesetz-
tes öffentliches Kapital“, sinnvoll ist, Alternativen für Bezugsgrößen zu suchen, um auch 
die Stadtrendite privater Wohnungsunternehmen einschätzen und mit der von kommuna-
len Wohnungsunternehmen vergleichen zu können. Denkbar sind z.B. gänzlich andere 
Bezugsgrößen wie z.B. die Stadtrendite pro Wohneinheit, pro Quadratmeter Wohnfläche 
oder die Stadtrendite pro Mietkunde (Haushalt). Dies mithilfe von Praxisprojekten genau-
er abzuwägen sollte aber Aufgabe eines potenziellen Folgeprojektes sein.  
 

3.3 Zeitlicher Bezug  
Bei der oben vorgestellten Definition und in dem dazu gehörigen Schaubild in Abbildung 
2 wurde der zeitliche Bezug bewusst offen gelassen. Es heißt dort „innerhalb eines be-
stimmten Zeitraumes“. 
Es bietet sich zwar an, quasi im Rückgriff auf die „statische Anfangsrendite“ aus der Be-
triebswirtschaftslehre, von einem Ein-Jahreszeitraum der Betrachtung auszugehen. Hier-
bei müssten dann die Vor- und Nachteile des WU für die Stadt innerhalb eines Jahres 
gemessen und saldiert werden. Versucht man dann wiederum über die Einbeziehung 
eines sinnvollen Nenners eine Stadtrendite im engeren Sinne zu errechnen, so ergibt 
sich eine Verhältniszahl aus jährlichen Vorteilsüberschüssen und beispielsweise dem 



Stadtrendite durch kommunale Wohnungsunternehmen – Abschlussbericht 12 

 

Definition  BBR-Online-Publikation, Nr. 01/2008 

Firmenwert, die die Rentabilität des eingesetzten Kapitals im Sinne der gesamtstädti-
schen Entwicklung anzeigt.  
Die Schwäche bei diesem Ein-Jahres-Bezug liegt in dem Charakter der Momentaufnah-
me der Leistungsfähigkeit des Unternehmens. Es werden nur die Vorteilsüberschüsse in 
dem einen Jahr saldiert, alle längerfristigen Wirkungen und Zusammenhänge werden 
übergangen. 
Eine weitere Variante besteht in einer längerfristigen, mehrjährigen Betrachtung der Vor-
teilsüberschüsse. Hierbei muss dann über einen sinnvollen Zeitraum von beispielsweise 
10 oder 15 Jahren die Entwicklung von Vorteilen und Nachteilen in den genannten Berei-
chen bewertet und saldiert werden, woraus sich dann, ebenfalls durch die Hinzuziehung 
eines sinnvollen Nenners, eine Mehrjahresrendite errechnen lässt. 
Ein weiteres Problem wird bei der Diskussion des zeitlichen Bezuges deutlich: Es gilt 
festzulegen, inwieweit man bei der Erfassung der Vorteile durch die Leistungen des Un-
ternehmens von einer Investitionssumme (beispielsweise Kinderspielplatz im Jahr 2005 
erbaut) oder von dem Tag für Tag oder jährlichen abgegebenen Vorteil (beispielsweise 
Nutzen für die Kinder) auszugehen hat. Wird beispielsweise die Investitionsausgabe im 
Jahr 2005 in vollem Umfang als Leistung angerechnet, so ergibt sich ein sehr viel höhe-
rer Wert für die gemessenen Vorteile im Jahr 2005 als bei dem Versuch die Nutzenseite 
dieser Leistung (beispielsweise über eine Zahlungsbereitschaftsanalyse bei den Eltern 
der Kinder) für das Jahr 2005 zu erfassen. Abgesehen davon, dass sich bereits ein Un-
terschied in der Bemessung der Vorteile aus der Verwendung von Nutzenäquivalenten 
(Zahlungsbereitschaft) gegenüber reinen Kostenäquivalenten (Investitionskosten) erge-
ben kann, ist die Berücksichtigung des unterschiedlichen zeitlichen Bezuges (Gesamtin-
vestitionssumme vs. jährliche Nutzenabgabe) ein methodisches Problem, das die Aussa-
gefähigkeit einer jährlichen Renditemaßzahl zumindest einschränkt.  
Ebenso wie bei der Betrachtung der Bezugsgröße der Stadtrendite gibt es für die Be-
trachtung des zeitlichen Bezuges der Stadtrendite unterschiedliche Möglichkeiten, aus 
der jeweils spezifische Probleme erwachsen. Auch hier sollte das Folgeprojekt mögliche 
Alternativen ausloten. 
 

3.4 Zwischenfazit 
Die vorausgegangenen Ausführungen haben gezeigt, dass  
• eine Definition einer Stadtrendite im engeren Sinne für Wohnungsunternehmen 

möglich ist. Allerdings erlaubt sie keinen Vergleich der Leistungen von Wohnungs-
unternehmen öffentlicher und privater Eigentümerschaft aufgrund der „Bezugsgrö-
ßen-Problematik“. 

• eine allgemeingültige und plausible Definition einer Stadtrendite im übertragenen 
Sinne für Wohnungsunternehmen unterschiedlicher Eigentumsformen möglich und 
auch sinnvoll ist.  

Die vorgeschlagene Definition lautet:  

Stadtrendite im übertragenen Sinne ist „die Summe aller Vorteilsüberschüsse eines 
Wohnungsunternehmens für die Stadt innerhalb eines bestimmten Zeitraumes. Hierzu 
gehören die betriebs- und stadtwirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Vorteilsüber-
schüsse für die Stadt.“  

Die Definition der Stadtrendite im übertragenen Sinne erfüllt die Kriterien der Allge-
meingültigkeit und der Plausibilität, denn diese Definition von Stadtrendite (= alle Vorteile, 
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die ein Wohnungsunternehmen für eine Kommune erbringt) wäre ebenso gut auf andere, 
z.B. private WU anwendbar. Auch ist die Nachvollziehbarkeit gegeben und das Kriterium 
der Angemessenheit ebenfalls erfüllt. Die empirische Anwendbarkeit und Praktikabilität 
dieser Definition im Sinne einer Quantifizierbarkeit der Elemente und Bereiche ist aller-
dings problematisch: Die Berechnung einer Gesamtbilanz aller Vor- und Nachteile eines 
Wohnungsunternehmens für die Stadt in den Bereichen Ökonomie, Soziales und Ökolo-
gie stellt eine Mammut-Aufgabe der Erfassung und Bewertung dar, deren Ergebnis in 
keinem sinnvollen Zusammenhang mit dem betriebenen Aufwand stünde. Insbesondere 
wäre die Bewertungsfrage hierbei eine besondere Herausforderung, da davon ausge-
gangen werden kann, dass 
• einige der genannten Vor- und Nachteile gar nicht monetarisierbar sondern qualita-

tiv zu bemessen sind, 
• eine rein „kostenmäßige“ Erfassung der Leistungen bzw. Vorteile der WU eine ver-

kürzte Bewertung aus städtischer Sicht bedeuten würde und 
• das Problem der „Verrechnung“ von jeweiligen Vor- und Nachteilen aus einzelnen 

Maßnahmen sowie von Vor- und Nachteilen aus den drei Bereichen Ökonomie, 
Ökologie und Soziales methodisch eine große Schwierigkeit darstellen würde. 

Weiterhin bleibt die Fragestellung der Messung und der Vergleichbarkeit von Stadtrendite 
durch öffentliche und private Wohnungsunternehmen bestehen. Erst eine repräsentative 
empirische Untersuchung zu den Vorteilsüberschüssen von öffentlichen und privaten WU 
wird klären können, inwieweit und in welchen Bereichen die kommunalen WU den priva-
ten überlegen sind oder umgekehrt. 
Aus volkswirtschaftlicher Perspektive ist es zudem wichtig zu erkennen, dass zur Beurtei-
lung des kommunalen Handelns bei der Verwendung von öffentlichen Mitteln in Opportu-
nitätskosten gedacht werden muss. Auf welchem Weg werden stadtpolitische Ziele am 
effizientesten erreicht? Bei Anwendung des aus der Theorie der Wirtschaftspolitik stam-
menden Ziel-Mittel-Schemas einer rationalen Wirtschaftspolitik (Gäfgen 1975; Streit 
1979; Ahrns Feser 1987) sind nach Festlegung der städtischen Politikziele alle Instru-
mente einem Effizienzvergleich zu unterziehen um den geeigneten Policy-Mix für die 
Kommune zu erreichen. Unter diesem Fokus sind auch die Vorteilsüberschüsse von 
Wohnungsunternehmen zu analysieren. Daher ist es wichtig, die Vor- und Nachteile von 
Wohnungsunternehmen unabhängig von der Eigentumsform des WU vergleichbar zu 
machen. Die gewünschten Vorteile und Effekte können in einem Instrumentenvergleich 
und im Verhältnis zu den für sie eingesetzten Mitteln verglichen werden. Eine Stadtrendi-
te-Definition, die in der wirtschafts- bzw. wohnungspolitischen Diskussion Sinn machen 
will, muss offen sein für einen Opportunitätskostenvergleich und einen Vergleich der al-
ternativen Verwendung öffentlicher Mittel. 
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4 Theoretische Einordnung der Stadtrendite 
Nachdem im vorangegangenen Kapitel 3 mögliche Definitionen der Stadtrendite vorge-
nommen wurden, dient dieses Kapitel der Begründung und Erarbeitung einer wohlfahrts-
ökonomischen Einordnung, Definition und Operationalisierung von Stadtrendite.  
Hierfür wird mithilfe der wohlfahrtsökonomischen Theorie auf die Tätigkeitsfelder der 
Wohnungsunternehmen geschaut. Es wird geklärt, inwieweit es im Wohnungsmarkt und 
bei den angrenzenden Märkten und Leistungen zu Marktunvollkommenheiten kommt. 
Schließlich erfolgt unter Punkt 4.2. eine theoretische Einordnung und Einschätzung der 
Wohlfahrtsverbesserung durch kommunale Wohnungsunternehmen. 
 

4.1 Wohlfahrtsökonomische Perspektive auf die Stadtrendite 
Aus wohlfahrtsökonomischer und allokationstheoretischer Sicht sollten Güter, sofern kein 
Marktversagen vorliegt, privat und somit über den Markt bereitgestellt werden. Dies ist 
unter Ökonomen eine unstrittige Frage. Der Markt birgt enorme Vorteile bei der Generie-
rung komplexer Produktions- und Konsumstrukturen; er ist hierbei ein flexibler, dynami-
scher Koordinationsmechanismus, der über den Prozess der freien Preisbildung die Ü-
bereinkunft von Angebots- und Nachfragesphäre effektiv bewirkt.  
Da sich diese Expertise mit Wohnungsunternehmen beschäftigt und diese ihre Güter und 
Dienstleistungen vornehmlich auf dem Wohnungsmarkt anbieten, liegt ein besonderes 
Augenmerk auf die wohlfahrtsökonomische Betrachtung des Wohnungsmarktes (siehe 
Punkt 4.2.1). Allerdings sind Wohnungsunternehmen als Akteure auch in anderen Berei-
chen der Stadtwirtschaft aktiv, so beispielsweise als Arbeitgeber auf dem lokalen Ar-
beitsmarkt. Somit soll am Ende dieses Kapitels auch die wohlfahrtsökonomische Betrach-
tung anderer Leistungsbereiche der Wohnungsunternehmen erfolgen. 
Der Grundgedanke hierbei lautet, dass die kommunalen Wohnungsunternehmen am e-
hesten in jenen Bereichen eine Rendite für das städtische Gemeinwesen erbringen, bei 
denen der Markt versagt oder nur unvollkommen arbeitet. Bei allen anderen Bereichen ist 
eine private Bereitstellung der Leistung über den Markt ebenfalls realisierbar, so dass 
eine Qualifizierung dieser Leistungen als „Stadtrendite“ nicht sinnvoll ist. Eine wohlfahrts-
ökonomische Definition für die Stadtrendite lautet demnach: 
„Eine wohlfahrtsökonomische Stadtrendite von Wohnungsunternehmen umfasst alle Leis-
tungen von Wohnungsunternehmen, die zur Behebung von Marktunvollkommenheiten 
auf dem Wohnungsmarkt und verknüpften lokalen Märkten erbracht werden.“ 
Im Folgenden wird geprüft, inwieweit im Wohnungsmarkt und in verknüpften lokalen 
Märkten und Leistungsbereichen Marktunvollkommenheiten vorliegen. 
 

4.1.1 Marktunvollkommenheiten des Wohnungsmarktes 
Die Anwendung des Marktmechanismus auf dem Wohnungsmarkt ist von einigen Be-
sonderheiten geprägt, die mit der Heterogenität, der Standortgebundenheit, der zeitlichen 
Dimension von Planung bis Nutzung und der Höhe der Transaktionskosten auf diesem 
Markt verknüpft sind (Smith/Rosen/Fallis, 1988; Arnott 1987, Spars 2001).  
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Beleuchtet man das Gut “Housing Services”5, also ein Wohnungsgut im umfassenderen 
Sinne, bezüglich seiner Marktfähigkeit, so kann auf Argumente der Theorie des Markt-
versagens zurückgegriffen werden (Musgrave 1969, Head 1966, McLure 1968). Insbe-
sondere die externen Effekte, die am Wohnungsmarkt zahlreich auftreten, können als 
derartige Marktunvollkommenheit ins Feld geführt werden (vgl. auch Eekhoff 1987: 35ff; 
Expertenkommission Wohnungspolitik 1994). Die Analyse der Angebots- bzw. Produkti-
onsseite zeigt bestimmte Bereiche, in denen der Wohnungsmarkt nur unvollkommen ar-
beitet und daher öffentliche Eingriffe Wohlfahrt fördernd sein können.  
Die Hauptargumentation trifft in diesem Zusammenhang die mikroökonomischen Beson-
derheiten der Angebots- und Produktionsfunktion des Gutes „Wohnnutzung“: Ein hoher 
Fixkostenanteil und ein geringer Anteil an variablen Kosten bei der Produktion des Gutes 
Wohnnutzung führen dazu, dass der einzelne Anbieter das Minimum der Durchschnitts-
kosten und damit seine Gewinnschwelle erst an der Kapazitätsgrenze vorfindet. Selbst 
bei einem sehr geringen Mietertrag, der nur die variablen Kosten deckt, wird der Anbieter 
die Vermietung des gesamten Wohnungsbestandes anstreben, da in diesem Fall zumin-
dest sein Verlust minimiert wird. (Mackscheidt 1982: 127). Die Angebotsfunktion des In-
vestors weist deshalb einen großen unelastischen Bereich auf. Die Anbieter sind somit 
einem überdurchschnittlichen Risiko ausgesetzt, da sie auf einen Nachfragerückgang 
nicht in dem Umfang mit einem Abbau von variablen Kosten reagieren können, wie es in 
anderen kapitalintensiven Wirtschaftszweigen üblich ist. Aufgrund der unterschiedlichen 
Spezialisierung der Anbieter auf diesen Teilmärkten und der unterschiedlichen Größen 
dieser Teilmärkte ist auch das Risiko unterschiedlich groß. Die Investoren neigen dann 
dazu in den „sicheren“ Teilmärkten zu investieren. Dies kann einen eklatanten Woh-
nungsmangel für bestimmte Nachfragegruppen (Problemgruppen, Behinderte, Alte etc.) 
nach sich ziehen.  
Die Trägheit der Mieten im deutschen Vergleichsmietensystem tut dann ihr Übriges die 
Preissignale dieser Knappheiten nicht deutlich oder schnell genug anzuzeigen, um hier-
durch eine stärkere Investitionstätigkeit in diesen Segmenten anzureizen. Obwohl in eini-
gen lokalen Wohnungsmärkten derzeit ein Angebotsüberhang vorhanden ist, impliziert 
dies nicht automatisch die bessere Versorgung aller Problemgruppen des jeweiligen 
Marktes (Spars 2006: 302).  
Auch für die Nachfrageseite werden zahlreiche plausible Hinweise auf sowohl positive als 
auch negative externe Effekte in Bezug auf das Wohnumfeld gegeben, die zu einer 
„Fehlsteuerung“ des Marktes führen können. Mackscheidt (1982: 124) benennt als Ein-
griffsbeispiel zur Hervorbringung positiver Wirkungen die finanzielle Förderung von priva-
ter Initiative für das Wohnumfeld bzw. das Stadtbild und als negativen externen Effekt die 
auftretende Kriminalität, die „mit sehr schlechten Wohnverhältnissen korreliert“, (…) 
(weshalb) dann Eingriffe des Staates aus gesellschaftlichen Systemzusammenhängen 
geboten“ sind (vgl. auch Grossmann 1998; Häußermann, Petrowsky 1990). Hiermit sind 
Handlungsfelder der Stadtentwicklungspolitik, aber auch andere Fachpolitikfelder (Sozi-
alverwaltung, Fachplanungen) benannt, mit deren Hilfe das beschriebene Marktversagen 
z. T. behoben werden kann.  
Insgesamt ist das Ergebnis dieser Analyse, dass es im Wohnungsmarkt  
• bei der Versorgung von „Problemgruppen“ und  

                                                 
5 Housing Services werden definiert „as the total quantity and quality of housing consumed. Housing services 

include the size of structure and lot, the characteristics of the unit, and any locational amenities (e.g. qual-
ity of public schools, parks, and local taxes)” (DiPasquale, Wheaton 1996: 182) 
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• durch das Auftreten von externen Effekten im Wohnumfeld 
zu Marktunvollkommenheiten und somit Ineffizienzen in lokalen Wohnungsmärkten 
kommen kann. Ein öffentlicher Eingriff, beispielsweise in Form der öffentlichen Anbieter-
schaft von Wohnraum, kann bei diesen Problemen eine Verbesserung bewirken und sich  
positiv auf die stadtökonomische Wohlfahrt auswirken. Diese Verbesserung kann als 
„Stadtrendite“ aufgefasst werden. 
 

4.1.2 Wohlfahrtsökonomische Anmerkungen zu Leistungsbereichen der Woh-
nungsunternehmen 

Der Fokus dieser Untersuchung ist zwar der Wohnungsmarkt und die mit ihm verbunde-
nen Güter als „Kernbereich“ unternehmerischer Tätigkeit von Wohnungsunternehmen in 
einer Stadt. Es erscheint an dieser Stelle jedoch sinnvoll, neben dem Wohnungsmarkt 
auch noch den Bereich der Stadtentwicklungsstrategien und Kooperation, die Ökologie 
und den lokalen Arbeitsmarkt aus wohlfahrtsökonomischer Perspektive kurz anzuspre-
chen, da gemäß Literaturauswertung die (kommunalen) Wohnungsunternehmen auch in 
diesen Bereichen eine „Stadtrendite“ erwirtschaften sollen (u.a. Basse 2005, Bielka 2004, 
Eichener 2006, Häußermann 2006, Kraemer 2005, Müller 2006, Sydow 2005, Schweyen 
2006). Es wird also im Folgenden kurz geprüft, inwieweit die theoretische Möglichkeit von 
Wohlfahrtsverbesserungen in diesen Bereichen durch öffentliche Wohnungsunternehmen 
bestehen.  
 

Kooperation in der Stadtentwicklung 
Für den Bereich der Stadtentwicklungskooperation lässt sich aus wohlfahrtsökonomi-
scher Sicht argumentieren, dass dieser Politikbereich als ein reines öffentliches Gut ein-
geschätzt werden kann. Dies ist eine Marktversagenskategorie, die sich auf die beiden 
Kriterien der „Nicht-ausschließbarkeit vom Konsum“ und „Nichtrivalität beim Konsum“ 
stützen kann (Zimmermann, Henke 2001). 
Bei reinen öffentlichen Gütern besteht das Free-Rider-Problem, das sich darin zeigt, dass 
alle das Gut nutzen wollen, niemand aber bereit ist bei seiner „Produktion“ mitzuhelfen 
bzw. für dieses Gut zu zahlen. In Konsequenz dieser Haltung entsteht von diesem Gut zu 
wenig, die Gesellschaft erreicht nicht ihr Wohlfahrtsoptimum. Daher werden reine öffentli-
che Güter in der Regel als klassisches Betätigungsfeld für die öffentliche Hand angese-
hen.  
Die Stadtentwicklungspolitik wird somit zu einem originären Aktivitätsfeld von Kommu-
nen, da die dort angebotenen Leistungen in einem rein marktlich gesteuerten Immobi-
lienmarkt oftmals nicht entstehen würden. Viele Aufgaben und insbesondere Kooperati-
onsnotwendigkeiten müssen angegangen werden, um gemeinsame Entwicklungsziele in 
der Stadterneuerung, im Stadtumbau und in der langfristigen Stadtentwicklungsplanung 
bewusst zu machen und zu erreichen. Durch die angestoßenen Kooperationen in diesen 
Feldern entstehen somit zahlreiche positive externe Effekte, die ansonsten der Stadtge-
sellschaft verloren gingen (Beermann 2006, Spars 2003).  
Werden Wohnungsunternehmen in diesen Feldern tätig und zum Kooperationspartner 
einer langfristigen Stadtentwicklungspolitik, kann hierin eine Wohlfahrtsverbesserung für 
das Gemeinwesen und damit eine Stadtrendite begründet sein.  
In diesem Sinne engagieren sich viele Wohnungsunternehmen im Rahmen der Stadter-
neuerungs-, Stadtumbau- und Stadtentwicklungsprogramme, die auf der Grundlage des 
Bund-Länder-Programms zur Städtebauförderung seit Jahrzehnten erfolgreich in 
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Deutschland durchgeführt werden. Die Übergänge zu den privatwirtschaftlich intendierten 
Leistungen der Wohnungsunternehmen sind hierbei jedoch fließend, wenn diese sich 
beispielsweise im Rahmen von Public Private Partnerships bzw. im Rahmen sogenannter 
Integrierter Standortgemeinschaften privatwirtschaftlich engagieren. 
 

Ökologie und Umwelt 
Ähnlich verhält es sich mit dem Bereich der Ökologie bzw. der Umwelt: Eine ganze Teil-
disziplin der Wirtschaftswissenschaften, namentlich die Umweltökonomie, beschäftigt 
sich mit den negativen externen Effekten in Bezug auf Umweltgüter und mit möglichen 
Lösungswegen zur Heilung dieser Marktunvollkommenheiten (Vgl. z.B: Wicke 1993; 
Wiesmeth 2002). 
Hierbei besteht das Hauptproblem darin, dass es in der Regel für klassische Umweltgüter 
wie saubere Luft, gutes Mikroklima, hohe Biotop- und Grünqualität etc. keine Märkte gibt 
an denen diese Güter „gehandelt“ werden können, da es sich um sogenannte „freie Gü-
ter“ handelt.  
Es existieren bezogen auf ökologische Güter einige Marktunvollkommenheiten bzw. 
Marktversagensargumente, die theoretisch über Leistungen und Eingriffe auch eines (öf-
fentlichen) Wohnungsunternehmens geheilt bzw. im Sinne einer städtischen Wohlfahrts-
verbesserung vermindert werden können. 
 

Lokale Ökonomie und lokaler Arbeits- und Ausbildungsmarkt 
Auch für den lokalen Arbeitsmarkt werden in der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur 
spezifische Marktunvollkommenheiten diskutiert. Hierzu gehören z.B. unvollständige In-
formation und Verträge, verzögerte Anpassungsreaktionen des Marktes, Lohnrigiditäten, 
die Heterogenität des Faktors Arbeit und das Auftreten externer Effekte (Wagner, Jahn 
2004; Franz 2003; Eichhorst 2001). Diese Unvollkommenheiten erstrecken sich ebenfalls 
auf den Ausbildungsmarkt, dessen „Nichtfunktionieren“ häufig durch zusätzliche Proble-
me wie Ausbildungskosten und bürokratische Hürden und Regelungen begründet wird. 
Ohne auf diese Marktunvollkommenheiten im Einzelnen genauer eingehen zu können, 
werden sie, beispielsweise in der Diskussion um die Stärkung der lokalen Ökonomie, als 
Ansatzpunkt für eine vermutete Wohlfahrtssteigerung durch die Aktivitäten der öffentli-
chen Hand (aktive und passive Arbeitsmarktpolitik), z.B. auch durch Intermediäre wie die 
öffentliche Wohnungswirtschaft herangezogen (Heinelt 1993).  
Aus diesem Grund werden Aktivitäten der öffentlichen Wohnungswirtschaft zur Verbesse-
rung der lokalen Beschäftigung- und Ausbildungssituation als Potenzialbereiche einer 
städtischen Wohlfahrtsverbesserung aufgenommen. Freilich müsste eine genaue wohl-
fahrtsökonomische Analyse der möglichen Maßnahmen durch öffentliche Wohnungsun-
ternehmen erfolgen, um sie genauer einschätzen zu können.  
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4.2 Wohlfahrtsverbesserungen durch kommunale Wohnungsun-
ternehmen? 

Die Zusammenstellung der Marktunvollkommenheiten am Wohnungsmarkt und in weite-
ren Bereichen der Stadtökonomie soll dazu dienen, die grundsätzliche Frage nach wohl-
fahrtsökonomischen Verbesserungen durch öffentliche Wohnungsunternehmen besser 
beantworten zu können.  
Es wurde dargelegt, dass der theoretische Markt für das Gut Wohnnutzung aufgrund der 
benannten Unvollkommenheiten und Defizite, vor allem durch  
• externe Effekte im Bereich des Wohnumfeldes (im weiteren Sinne) und  
• eine systematische Unterversorgung von spezifischen Problemgruppen aufgrund 

der Besonderheiten der Angebotsfunktion von Wohnungsanbietern,  
nur suboptimal funktioniert.6  
Ferner wurde ausgeführt, dass  
• im Bereich der Stadtentwicklungsstrategie und -kooperation durch die Mitwirkung 

von Wohnungsunternehmen das Free-Rider-Problem überwunden und potenzielle 
Wohlfahrtsverbesserungen erzielt werden können, 

• im Bereich der Ökologie potenzielle Wohlfahrtsverbesserungen durch Aktivitäten 
von Wohnungsunternehmen denkbar sind und  

• ähnliches für die im lokalen Arbeits- und Ausbildungsmarkt herrschenden Unvoll-
kommenheiten des Marktes gilt.  

Es lässt sich demnach konstatieren, dass jede Maßnahme der kommunalen Wohnungs-
unternehmen, die hilft, derartige Marktunvollkommenheiten zu mindern oder zu beheben, 
tendenziell als Wohlfahrt verbessernd eingeschätzt werden kann. In diesem Verbesse-
rungspotenzial steckt volkswirtschaftlich ein zusätzlicher Nutzen gegenüber dem Aus-
gangszustand und somit eine zusätzliche „Rendite“, die bezogen auf eine einzelne Stadt 
auch als „Stadtrendite“ bezeichnet werden kann.  
Wie groß jedoch dieser Wohlfahrtseffekt ist, lässt sich pauschal nicht sagen und hängt 
u.a. von der jeweiligen lokalen Konstellation der Problemlagen und der Angebots- und 
Nachfragestrukturen ab. 
Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass aus Sicht der Kommune diese Stadtrendite 
ergänzend zum eigentlichen betriebswirtschaftlichen Überschuss der kommunalen Woh-
nungsunternehmen zu sehen ist. Aus dieser Summe ergibt sich eine Gesamtrendite, die 
der Stadtwirtschaft zu Gute kommt. Die wohlfahrtsökonomische Stadtrendite (vgl. Kap. 
4ff) gibt ergänzend zu den betriebswirtschaftlichen Zahlen (Betriebsergebnis / Deckungs-
beitrag) Aufschluss über die Leistungsfähigkeit des (kommunalen) Wohnungsunterneh-
mens für die Stadt.  
Bei dieser Bewertung der Leistungsfähigkeit von Wohnungsunternehmen stellt sich für 
die Stadt die wichtige Frage, inwieweit die öffentliche Eigentümerschaft bei Wohnungsun-
ternehmen alternativen wohnungspolitischen Instrumenten zur Heilung der benannten 
Marktunvollkommenheiten überlegen ist. Dies ist zumindest in dem Moment eine wesent-
liche Frage, wenn alternative Politikkonzepte zu erörtern sind. Es kann dann in einem 
Instrumentenvergleich analysiert werden, wie „teuer“ die jeweiligen Varianten für die 

                                                 
6 Es existiert zu den Versorgungsleistungen eine ältere Debatte in den USA und in anderen Ländern zum 

„richtigen“ Management derartiger Versorgungsaufträge der öffentlichen Wohnversorgung (Vgl. Lane 
1995). 
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Stadtwirtschaft sind und wie in diesem Zusammenhang der wohlfahrtsökonomische Vor-
teil durch eine öffentliche Eigentümerschaft im Verhältnis zu den Vorteilen und Kosten 
anderer Instrumente zu bewerten ist. 
Allerdings wird der Untersuchungsauftrag innerhalb dieser Expertise nicht als ein um-
fangreicher Instrumentenvergleich im wohnungspolitischen Feld verstanden, sondern als 
eine Untersuchung inwieweit Leistungen kommunaler Wohnungsunternehmen als Stadt-
rendite aufgefasst werden können. Das bedeutet, dass der theoretische Wohlfahrtsver-
gleich zwischen dem Zustand mit und ohne kommunale Wohnungsunternehmen und 
ohne die Erörterung zusätzlicher alternativer Regelungsinstrumente stattfindet. Vor dem 
Hintergrund dieser Einschränkung lässt sich feststellen, dass kommunale Wohnungsun-
ternehmen helfen können, Wohlfahrtsverbesserungen für die Stadtwirtschaft eintreten zu 
lassen, die aus einer Behebung von Marktunvollkommenheiten resultieren.  
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5 Komponenten der Stadtrendite 
In diesem Kapitel werden die verschiedenen Komponenten einer Stadtrendite durch 
(kommunale) Wohnungsunternehmen7 im Einzelnen erläutert und hinsichtlich ihrer Rele-
vanz für Stadtrendite diskutiert.8 Es wurden insgesamt die folgenden vier Kategorien für 
eine Stadtrendite durch Wohnungsunternehmen identifiziert und systematisch aufbereitet: 
• Versorgung von Haushalten mit Marktzugangsschwierigkeiten 
• Wohnumfeld und Stadtentwicklung 
• Ökonomie und 
• Ökologie. 
Diese vier Kategorien lassen sich hinsichtlich ihrer Bedeutung für die Stadtrendite in die-
se Reihenfolge bringen. Die Priorisierung wird in Abbildung 4 als Ringmodell visualisiert.  
Abbildung 3: Kern- und Randbereiche einer Stadtrendite 

 
Quelle: eigene Darstellung 

Die beiden bedeutendsten Kategorien werden als innerer „Kern“ dargestellt, da diesen 
Kategorien das größte Potenzial bei der Erwirtschaftung einer Stadtrendite zugesprochen 
wird. Die Kategorien Ökonomie und Ökologie sind als eher nachrangig im äußeren Ring 
darstellt. 

                                                 
7 Wenn explizit kommunale Wohnungsunternehmen (KWU) gemeint sind, werden diese auch konkret als 

solche bezeichnet. Ansonsten sind alle Wohnungsunternehmen gemeint, also sowohl kommunale als 
auch private.  

8 Die Argumentation und Diskussion stützt sich hierbei auf die Ergebnisse des Zwischenberichtes zu diesem 
Forschungsprojekt (Wuppertal, Februar 2007) und auf die Ergebnisse des von der BU Wuppertal zusam-
men mit dem Auftraggeber BBR / BMVBS durchgeführten Experten-Workshop am 5. Juni 2007 in Berlin. 
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Tabelle 1 greift die Reihenfolge der vier Kategorien auf und zeigt sie detailliert mit den 
zugehörigen Komponenten.  

Tabelle 1: Komponenten einer Stadtrendite 

 
Quelle: eigene Darstellung 
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In der ersten Kategorie „Versorgung von Haushalten mit Marktzugangsschwierigkeiten“ 
steckt das größte Potenzial für die Stadtrendite durch kommunale Wohnungsunterneh-
men, da in dieser Kategorie - abhängig von der Kommune - am ehesten ein Marktversa-
gen vorliegt bzw. diese Haushalte überproportional von kommunalen Wohnungsunter-
nehmen mit Wohnraum versorgt werden. Stellt das Wohnungsunternehmen diesen 
Wohnraum bereit, entsteht ein direkter Vorteil für die Kommune.  
Auch die zweite Kategorie „Wohnumfeld und Stadtentwicklung“ enthält hohes Potenzial 
für eine Stadtrendite. Aufgrund der Komplexität der Wirkungszusammenhänge überwie-
gen hierbei aber eher qualitative strategische und stadtentwicklungspolitische Vorteile. 
Deren Bedeutung wurde ebenfalls durch den Experten-Workshop bestätigt. 
Für die dritte und vierte Kategorien „Ökologie“ und „Ökonomie“ wird zwar eine rein theo-
retische Bedeutung für die Stadtrendite gesehen, die praktische Relevanz jedoch als e-
her gering und vernachlässigbar eingeschätzt. Insbesondere Probleme der Abgrenzung 
des Aufgabenbereiches von Wohnungsunternehmen, der Zuständigkeit und der Mess-
barkeit führen auch die Experten zu der Einschätzung einer geringen Relevanz dieser 
Komponenten. 
Im Folgenden werden die einzelnen Kategorien und ihre Komponenten erläutert und eine 
Einschätzung ihrer Relevanz für Stadtrendite gegeben. 
 

5.1 Kategorie 1: Versorgung von Haushalten mit Marktzugangs-
schwierigkeiten 

5.1.1 Komponente: Versorgung spezifischer Haushaltsgruppen 
Die Versorgung von Haushalten mit Marktzugangsproblemen wurde aus der wohlfahrts-
ökonomischen Analyse heraus als ein wichtiges Feld zur Erzielung einer Stadtrendite 
durch kommunale Wohnungsunternehmen erkannt, da die Versorgung dieser Haushalte 
über den Markt nur unvollkommen stattfindet, und eine Versorgung entsprechend des 
Sozialstaatsprinzips und der Daseinsfürsorge durch öffentliche Wohnungsunternehmen 
erfolgt. In der aktuellen Diskussion wird häufig auf die besonderen Leistungen der kom-
munalen Wohnungsunternehmen in diesem Zusammenhang verwiesen (vgl. z.B. 
Schwalbach 2006:49 und Häußermann 2006:160). 
Zur Überprüfung der Stichhaltigkeit und Relevanz dieser Argumentation und dem darin 
enthaltenen Beitrag zur Stadtrendite ist eine genauere Auseinandersetzung mit der tat-
sächlichen Zusammensetzung und Größe dieser Gruppe von Nachfragern sowie der 
Qualifizierung des Begriffs der Marktzugangsschwierigkeiten notwendig. 
Zur Beschreibung der Problematik von Haushalten mit Marktzugangsproblemen differen-
ziert Jenkis grundsätzlich vier Haushaltsgruppen, welche Nachfrage am Mietwohnungs-
markt entfalten (vgl. Jenkis 2001:864). Während die erste Gruppe der normalen Mieter 
ihre Nachfrage am Wohnungsmarkt selber decken kann, treten in zunehmendem Maße 
(und auch additiv) bei den Gruppen der einkommensschwachen Mieter, der sozialschwa-
chen Mieter und der unzumutbaren9 Mieter Marktzugangsschwierigkeiten auf (vgl. Jenkis 
2001:864f).  
Die Marktzugangsschwierigkeit wird dabei als finanzielle und zugleich als soziale Katego-
rie angesehen: „Das Wohnen ist ein rechtlicher, ein ökonomischer und zugleich sozialer 

                                                 
9 Die Benennung als unzumutbare Mieter erfolgte aus Vermietungssicht der Wohnungswirtschaft. 

Im Folgenden wird die neutralere Benennung ‚Problemmieter’ verwendet. 
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Vorgang, d.h., ein Mietverhältnis wird rechtlich nur dann begründet, wenn ein Mieter fi-
nanziell in der Lage ist, seine Verpflichtungen zu erfüllen und zugleich sozial ,akzeptabel’ 
ist“ (ebenda). 
Weiterhin können auch der Anwendungsbereich und die Zielgruppen des Wohnraum-
förderungsgesetzes zur Beschreibung von Haushalten mit Marktzugangsschwierigkeiten 
verwendet werden: „Zielgruppe der sozialen Wohnraumförderung sind Haushalte, die 
sich am Markt nicht angemessen mit Wohnraum versorgen können und auf Unterstüt-
zung angewiesen sind“ (WoFG §1 (2)). Die Präzisierung im Gesetzestext nennt dann 
„[für] die Förderung von Mietwohnraum insbesondere Haushalte mit geringem Ein-
kommen sowie Familien und andere Haushalte mit Kindern, Alleinerziehende, Schwan-
gere, ältere Menschen, behinderte Menschen, Wohnungslose und sonstige hilfs-
bedürftige Personen (WoFG §1 (2) Punkt 1).  
 

Relevanz für Stadtrendite 
Die Relevanz der Versorgung von Haushalten mit Marktzugangsschwierigkeiten durch 
kommunale Wohnungsunternehmen als Beitrag zu einer Stadtrendite soll im Folgenden 
auf die verschiedenen Haushaltsgruppen bezogen diskutiert werden. 
 
Einkommensschwache Mieter 
Preisgünstiger Wohnraum für die Gruppe der einkommensschwachen Mieter (bzw. der 
Wohngeld oder Transferleistungen beziehenden Mieter) stellt in der wohnungswirtschaft-
lichen Realität ein eigenes Mietersegment dar (vgl. Hallenbach 2006:342f und Senats-
verwaltung für Finanzen 2006:15f je am Beispiel Berlin). Durch die Unterstützung mit 
Wohngeld - im Rahmen der Subjektförderung - oder weiterer Transfereinkommen wird 
die mangelnde Wohnungskaufkraft der einkommensschwachen Gruppe kompensiert.  
Die einkommensschwachen Haushalte stellen somit auch für private Wohnungs-
unternehmen ein interessantes Nachfragesegment dar: „Besonders in den Städten mit 
entspannten Wohnungsmarkt wohnten viele einkommensschwächere und andere Haus-
halte der wohnungspolitischen Zielgruppen in [zuvor] privatisierten Beständen. Ein gerin-
ges Einkommen ist bei keinem der befragten Wohnungsunternehmen ein Grund für die 
Ablehnung der Wohnungsbewerber“ (IWU 2005a:90). 
Zu einer ersten Einschätzung der Größenverhältnisse der Nachfrage und Versorgung 
einkommensschwacher Haushalte und damit der Attraktivität dieser Nachfragegruppe 
zeigt die bundesweite Gebäude- und Wohnungsstichprobe aus dem Jahr 1993, dass nur 
51,4% aller Sozialwohnungen von Haushalten mit einem Einkommen unterhalb der 
Wohnberechtigungsgrenze belegt sind, gegenüber 40% bei freifinanziertem Wohnraum 
(vgl. IWU 2005a:15). Eine neuere Studie aus dem Jahr 2004 zeigt darüber hinaus, dass 
nach dem Bindungswegfall verstärkt Haushalte mit einem monatlichen Nettoeinkommen 
unterhalb der Einkommensgrenze nach §9, Abs. 2 WoFG nachziehen (vorher: 53,6%, 
nachher: 66,8%) (vgl. IWU 2005a:107f). Weiterhin wird aufgezeigt, dass unabhängig von 
den Eigentümerstrukturen der Anteil dieser Haushaltsgruppe in Wohnungen nach dem 
Bindungswegfall steigt (ebenda).  
Die Attraktivität des Wohngeld und Transfereinkommen beziehenden Haushaltssegments 
für private Wohnungsunternehmen wird auch durch eine jüngere Studie des vhw im 
Rahmen des Projekts „Transformation der Wohnangebotslandschaft“ bestätigt. So gestal-
ten die Privaten das Preisniveau ihres Vermietungsangebots tendenziell näher an den 
Bedürfnissen dieser Klientel (vgl. Hallenberg 2006). 
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Für die Einschätzung der Erzielung einer Stadtrendite durch die Versorgung dieser Nach-
fragergruppe ist es sinnvoll, zwischen entspannten und angespannten Marktlagen zu 
differenzieren. Während die Vermietungs- bzw. Versorgungsleistung für dieses Nach-
fragesegment auf entspannten Wohnungsmärkten nicht als Beitrag zu einer Stadtrendite 
angesehen werden sollte, ist in einer Versorgung dieser Gruppe auf angespannten Märk-
ten ein Beitrag zu einer Stadtrendite zu sehen, da in angespannten Märkten für diese 
Zielgruppe ein (temporäres) Marktversagen auftreten kann. Ein wichtiger Indikator zur 
Beurteilung des Leistungsumfangs ergibt sich dann aus dem Vergleich der Versorgungs-
quoten von kommunalen und privaten WU.  
 
Sozialschwache Mieter 
Neben der Definition von Jenkis beinhaltet die Kategorie der sozialschwachen Mieter alle 
im Wohnungsförderungsgesetz genannten Gruppen. Im Jahr 1993 belegten die im WoFG 
genannten Zielgruppen 32% der vorhandenen Sozialwohnungen (in freifinanzierten 
Wohnungen lag der Prozentsatz bei 28,3). 2004 waren laut IWU Studie 33,0% der Ziel-
gruppenhaushalte Bewohner einer inzwischen bindungsfreien Wohnung (vgl. IWU 
2005a:110). 
Dennoch wird die Zuweisung von belegungsgebundenen Wohnungen als zentrales För-
derinstrument für sozialschwache Mieter angesehen (vgl. Jenkis 2001:865). Weiterhin 
wird der Anspruch an kommunale Wohnungsunternehmen gestellt (oder von diesen for-
muliert), sozialschwache Mieter bevorzugt aufzunehmen. 
Der Status der belegungsgebundenen Wohnung ist grundsätzlich nicht vom Eigentümer 
abhängig und bleibt auch bei Weiterverkauf zusammen mit den damit verbundenen Ver-
pflichtungen bis zum Auslaufen oder zur Ablösung der Förderdarlehen bestehen. Somit 
können Belegungsrechte für Wohnungen kommunaler Wohnungsunternehmen auch 
nach einer Privatisierung weiterhin zur gezielten Versorgung von sozialschwachen Mie-
tern genutzt werden. Die Privatisierungsentscheidung entfaltet demnach keinen zusätzli-
chen negativen Einfluss auf den allgemeinen Abbau von belegungsgebundenen Wohn-
raum durch Auslaufen oder Ablösung der Förderdarlehen. 
Eine höhere Vermietungsquote der Wohnungen kommunaler Wohnungsunternehmen an 
sozialschwache Mieterhaushalte auf Anweisung der Kommune (Gesellschafter) kann zu 
einer Konzentration dieser Mieterklientel führen. Dies ist als problematisch einzuschät-
zen, da eine Stigmatisierung der entsprechenden Wohnungsbestände droht. Daher ha-
ben die kommunalen Wohnungsunternehmen aus betriebswirtschaftlichen Gründen kein 
besonderes Interesse hieran.  
Dennoch wird durch eine verstärkte Vermietung an sozialschwache Mieter ein Beitrag zur 
Stadtrendite erzielt. Allerdings muss hierbei berücksichtigt werden, dass dies die be-
triebswirtschaftliche Rendite schmälert und die Konzentration dieser Mieter die soziale 
Stabilität von Wohnungsbeständen gefährden kann und damit zu negativen Effekten 
führt.  
 
Problemmieter 
Bestimmend für diese Gruppe ist, dass nicht nur die Unterbringung in einer Wohnung die 
Versorgungsleistung darstellt, sondern „personenbezogene Angebote zur Kriseninterven-
tion, Familienhilfe, Schuldnerberatung, Jugendarbeit, Suchthilfe“ (vgl. Senatsverwaltung 
für Finanzen 2006:16) offeriert werden, um die Wohnfähigkeit dieser Personengruppe zu 
erreichen. 
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Eine Einschätzung der Größenordnung dieser Gruppe wird anhand der IWU Studie für 
die Städte Berlin, Dresden und Wiesbaden möglich10: Auch wenn im Rahmen dieser Stu-
die keine genaue Abgrenzung zwischen sozialschwachen- und Problemmietern geleistet 
wird, so wird zumindest die Größenordnung11 der Vermittlungen bzw. versorgten Woh-
nungsnotfälle aufgezeigt (s. Tab. 2). Die Zahl der versorgten Haushalte beläuft sich über 
10 Jahre betrachtet in diesen drei Städten auf knapp unter 30.000.  

Tabelle 2: Vermittlung von Wohnraumnotfällen  
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Quelle: (IWU 2005b: 164) 

Die Unterbringung und qualifizierte Betreuung der Problemmieter durch kommunale 
Wohnungsunternehmen stellt eine Versorgungsleistung dar, welche hier als Beitrag zur 
Stadtrendite angesehen wird, da private Wohnungsunternehmen kein oder wenig Inte-
resse an dieser Mietergruppe zeigen (vgl. IWU 2005a:90). Doch muss bei dieser Grö-
ßenordnung kritisch diskutiert werden, ob der dafür notwendige Aufwand des kommuna-
len Wohnungsunternehmens gerechtfertigt ist, und welche weiteren Optionen zur be-
darfsgerechten Versorgung bestehen.12 
 

5.1.2 Komponente: Angebot besonderer Wohnformen 
Kommunale Wohnungsunternehmen können Angebotsengpässe durch Neubaumaß-
nahmen in bestimmten Teilmärkten (Miet- und Sozialwohnungsbau) und in bestimmten 
Marktphasen ausgleichen, wenn private Investoren sich trotz vorhandener Nachfrage im 
entsprechenden Wohnungsteilmarkt nicht oder unzureichend engagieren.  

                                                 
10 In den Zeilen mit der Bezeichnung „versorgte Haushalte gesamt“ oder „Vermittlungen gesamt (Wo. Amt)“ 

sind jeweils die gesamten registrierten Vermittlungen der Haushalte zwischen sozialschwachem- oder 
Problemprofil abgebildet. In den Zeilen „Obdachlose/Gefährdete“, „mit festgestelltem Betreuungsbedarf“ 
und „Summe Regiestellen“ sind eher Problemhaushalte erfasst. Der Übergang ist nicht trennscharf. 

11 Die Vermittlungszahlen geben noch keinen Aufschluss darüber ob der gesamte Bedarf gedeckt wurde. 
12 Das IWU kommt in einer Untersuchung 2005 zu dem Schluss, dass diese komplexe Aufgabenstellung nur 

im Zusammenwirken aller Beteiligten bewältigt werden kann, also den Kommunen in der Verantwortung 
zur Wohnungsversorgung im Rahmen der Daseinsfürsorge, den öffentlichen Wohnungsunternehmen mit 
ihren gebundenen und ungebundenen Wohnungsbeständen und sozialen und betriebswirtschaftlichen 
Zielsetzungen sowie den freien Trägern der Wohlfahrtspflege denen Unterbringungsmöglichkeiten für 
Menschen fehlen, die in die Selbstständigkeit entlassen werden sollen (vgl. IWU 2005b:155). Die Koope-
ration von Kommunen, Wohnungsunternehmen und Sozialen Trägern zur Wohnraumversorgung wird 
auch im Rahmen des EU geförderten Projekts „Integrative Forms of Cooperation in Housing Stock Policy 
(COOP)“ untersucht. 
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Auch bei der Anpassung ihres Wohnungsangebots an sich ändernde Nachfrage-
präferenzen können die kommunalen Wohnungsunternehmen eine wichtige Vorreiterrolle 
einnehmen: „[Sie] können gute Beispiele für die notwendigen Anpassungen der Bestände 
an demografische Veränderungen praktizieren und damit den kommunalen Wohnungs-
markt insgesamt im guten Sinne infizieren, z.B. in Sachen altersgerechte Wohnungen 
und Barrierefreiheit“ (Rips 2007:22).  
Den kommunalen Wohnungsunternehmen wird somit eine innovative Funktion bei der 
Markteinführung und Bereitstellung von neuen Wohnformen zugeschrieben. Diese Funk-
tion kann noch deutlicher hervortreten, wenn die Zielsetzungen des Wohnungs-
unternehmens mit einem kommunalen Wohnraumversorgungskonzept abgestimmt wer-
den, und die Steuerungs- und Leistungsfähigkeit der kommunalen Wohnungsunterneh-
men dabei zielgerichtet eingesetzt wird. 
 

Relevanz für Stadtrendite 
Der Neubau von Miet- und Sozialwohnungen mit besonderen Risikoprofilen kann als 
Kompensation eines temporären Marktversagens aufgefasst werden: Private Wohnungs-
unternehmen sehen in diesem Teilmarktsegment oftmals keine attraktiven Renditeaus-
sichten oder sind aus ihrem Geschäftsmodell heraus grundsätzlich nicht auf Neubau-
aktivitäten ausgerichtet. Erst wenn ein akzeptables Verhältnis zwischen Rendite und Ri-
siko angenommen wird, sind private Investoren zu einem Engagement bereit, welches 
dann erst zeitverzögert am Markt wirksam wird.13 Durch frühzeitige oder kontinuierliche 
Neubaumaßnahmen können kommunale Wohnungsunternehmen also marktimmanente 
oder immobilienmarktzyklische Versorgungsengpässe ausgleichen und so eine wohl-
fahrtsökonomische Stadtrendite generieren.14  
Bei der Anpassung der Bestände an sich ändernde Nachfragemuster können kommunale 
Wohnungsunternehmen eine Vorreiterrolle einnehmen und die Markteinführung und Ver-
breitung von neuen und innovativen Wohnformen initiieren und vorantreiben. Die Über-
nahme von Entwicklungsrisiken kann vor allem vor dem Hintergrund von privaten Folge-
investitionen als Ausgleich eines strukturellen Marktversagens gewertet werden und stellt 
somit einen Beitrag zur Stadtrendite dar. 
Schließlich kann das kommunale Wohnungsunternehmen einen wichtigen Beitrag zur 
Erstellung und Umsetzung von Wohnraumversorgungskonzepten liefern. Insbesondere 
bei enger Abstimmung mit der Kommune können Teile der Wohnungsbestände gezielt 
zur Umsetzung des Wohnraumversorgungskonzeptes eingesetzt werden. Somit würde 
die Versorgung von sozialschwachen- und Problemmietern über eine institutionalisierte 
und verbindliche Zusammenarbeit abgesichert und somit eine Stadtrendite erwirtschaftet. 
 

                                                 
13 Neben den genannten beeinflussen freilich noch weitere Einflussgrößen die Bau- und Investitionsent-

scheidung von Privaten, wie z.B. die Situation auf dem Kapitalmarkt, das Zinsniveaus sowie konjunkturel-
le Einschätzungen u.v.a.m. (vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik 1994) 

14 Der Neubau von Sozialwohnungen kann auch notwendig werden, wenn alternativ keine notwendigen Be-
legungsrechte oder Belegungsvereinbarungen in ausreichender Zahl begründet oder getroffen werden 
können. 
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5.2 Kategorie 2: Wohnumfeld und Stadtentwicklung 
5.2.1 Komponente: Soziale Infrastruktur für Zielgruppen 
Einige Wohnungsunternehmen unterhalten oder unterstützen sozial-infrastrukturelle Ein-
richtungen, die den eigenen Mietern bzw. den Quartiersbewohnern zu Gute kommen.  
Gemeinschaftsräume werden z.B. Mietern für gruppenspezifische Nutzungen überlassen 
(z.B. Vereinsbüro, Werk- und Musikräume) oder für quartiersbezogene Nutzung verwen-
det. Gebäude oder Gebäudeteile aus dem Bestand werden als Freizeithaus, Altentages-
stätte, Bürgercafé / Bürgertreff oder in Räumlichkeiten für spezielle Bewohnergruppen 
(Mütterzentrum, Räume für Kindergruppen etc.) umgewidmet. Ein Schwerpunkt liegt 
hierbei in der Jugendarbeit bzw. der Bereitstellung von Räumlichkeiten (Jugendfreizeit-
heim, Jugendcafé). Die bildungs- oder sportorientierte Jugendarbeit wird häufig in Koope-
ration mit Vereinen oder Schulen durchgeführt. Je nach Zusammensetzung der Mieter-
schaft fördern die Unternehmen Maßnahmen zur Integration. Dies geschieht über die 
Bereitstellung von Räumlichkeiten wie z.B. für einen internationalen Treff für Frauen und 
Mädchen, ein Kulturzentrum oder eine Begegnungsstätte für moslemische Frauen 
(Scharp 2001). 
In Essen kaufte z.B. das kommunale Wohnungsunternehmen Allbau die Immobilie einer 
Kindertagesstätte, die der ursprüngliche Betreiber (Evangelische Kirche) nicht mehr wei-
ter unterhalten konnte. Die Allbau sorgte für einen neuen Betreiber für die Kindertages-
stätte und damit für die Weiterführung einer bedeutenden Stadtteilinfrastruktur (WAZ 
12.03.2007).  
Mit dem Projekt "Mobile-Wohn-Begleithilfe" bietet beispielsweise die Wohnungsbau-
gesellschaft der Stadt Mannheim Hilfen für ältere Mieter an, um ein dauerhaftes selb-
ständiges Wohnen zu ermöglichen. Das Projekt ist mit dem Preis „Soziale Stadt 2006“ 
ausgezeichnet worden (vhw 11.01.2007). 
Mit der Bereitstellung solcher Infrastrukturen übernehmen die kommunalen Wohnungsun-
ternehmen einen Teil der kommunalen Daseinsvorsorge15, die über ihren originären Auf-
trag der Wohnraumversorgung breiter Schichten der Bevölkerung hinausgeht. Breite em-
pirische Befunde, in welcher Art und in welchem Ausmaß diese Aufgaben von kommuna-
len Wohnungsunternehmen in Deutschland übernommen werden, liegen nicht vor. Diese 
Infrastrukturen werden aber nicht ausschließlich von kommunalen Wohnungsunterneh-
men bereitgestellt, sondern ebenso von privaten Wohnungsunternehmen, insbesondere 
von den genossenschaftlich organisierten.  
 

Relevanz für Stadtrendite  
Mit der Unterhaltung oder Unterstützung von sozialer Infrastruktur können kommunale 
Wohnungsunternehmen einen Beitrag für die gesellschaftliche Stabilität und Entwicklung 
im Stadtteil leisten. So können z.B. Kosten eingespart werden, die an anderer Stelle den 
kommunalen Haushalt belasten würden. Auch wenn diese Maßnahmen als erweitertes 
Dienstleistungsangebot des Unternehmens durchgeführt werden, um z.B. eine bessere 
Auslastung des eigenen Bestandes zu erzielen, können auch Effekte erzielt werden, die 

                                                 
15 Die kommunale Daseinsvorsorge ist verfassungsrechtlich im Sozialstaatsprinzip nach Art. 20 Abs. 1 GG 

verankert und wird in den Gemeindeordnungen der Länder konkretisiert. Nach § 2 Abs. 1 S. 2 GO LSA 
stellt die Kommune in den Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit die für ihre Einwohner erforderlichen sozialen, 
kulturellen und wirtschaftlichen öffentlichen Einrichtungen bereit. Der Begriff “Daseinsvorsorge” beinhaltet 
die Schaffung, Sicherung und Entwicklung (notwendiger) sozialer Lebensbedingungen der Bürger (Fuchs 
2005).  
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als Stadtrendite definiert werden können. Ein positiver externer Effekt wäre im wohl-
fahrtsökonomischen Sinne also beispielsweise die verbesserte Integration von benachtei-
ligten Gruppen in die Gesellschaft. Eine besondere Bedeutung kommen solchen Infra-
strukturen zu, wenn die Kommune diese nicht bzw. nur in geringerer Qualität und Quanti-
tät bereitstellen kann. 
 

5.2.2 Komponente: Quartiersmanagement  
Die Rolle von Wohnungsunternehmen in Programmen der Stadterneuerung wie z.B. So-
ziale Stadt oder Stadtumbau ist differenziert zu betrachten und fällt von Kommune zu 
Kommune unterschiedlich aus.  
Unstrittig ist, dass gerade die kommunalen Wohnungsunternehmen in einer Vielzahl von 
Programmstadtteilen (insb. Großwohnsiedlungen) einer der wesentlichen Eigentümer vor 
Ort sind und daher bei der Umsetzung eine Vorbildfunktion übernehmen könnten (Bielka 
2004).  
Ein wesentlicher Bestandteil dieses Engagements ist die Unterhaltung bzw. Unterstüt-
zung eines lokalen Quartiersmanagements. So unterhält z.B. die Hamburger Wohnungs-
baugesellschaft SAGA das Tochterunternehmen Pro Quartier, welches sich gezielt der 
Entwicklung und Unterstützung von Projekten, zur Verbesserung der Wohnzufriedenheit 
und Wohnqualität, der Infrastruktur, Kultur und Kommunikation in den Wohnquartieren 
widmet. Mit diesem Tochterunternehmen werden durch die SAGA gezielt Ressourcen in 
benachteiligte Wohngebiete gelenkt, um dort die Wohn- und Lebensverhältnisse der Be-
wohner zu verbessern.  
Aussagekräftiges Datenmaterial zu der Frage, wie viele kommunale Wohnungsunter-
nehmen überhaupt derartig intensiv an Quartiersmanagements beteiligt sind, liegt leider 
nicht vor. In Nordrhein-Westfalen sind bei derzeit 40 Stadtteilen im Programm Soziale 
Stadt weniger als vier kommunale Wohnungsunternehmen an einem Quartiermanage-
ment beteiligt. Einschränkend muss angemerkt werden, dass natürlich nicht in allen 40 
Stadtteilen kommunale Wohnungsunternehmen als Eigentümer eine prominente Rolle 
spielen. Auf Bundesebene übernimmt lediglich in 9,2% von 228 erfassten Fällen ein 
Wohnungsunternehmen die Trägerschaft eines Quartiersmanagements. In einigen Fällen 
werden Betriebs- und Mietkosten der Büros übernommen.  
Eine Untersuchung des Difu zum Beitrag von allen Wohnungsunternehmen in Soziale-
Stadt-Prozessen kam zu folgenden Ergebnissen:  
• Wohnungsunternehmen rangieren an vierter Stelle bei der Einschätzung ihrer Be-

deutung zur Umsetzung des Programms (z.B. bei der Erstellung des Integrierten 
Handlungskonzeptes).  

• Wohnungsunternehmen sind die wichtigsten privaten Investoren in den Gebieten 
der Sozialen Stadt (z.B. durch Modernisierungen, Wohnumfeldverbesserungen, 
Sozialarbeiter etc.). Mittel fließen in ca. einem Drittel der Programmgebiete. 

• Insgesamt werden aber im Vergleich zu einer Befragung aus dem Jahr 2001 Fort-
schritte in der Kooperation mit den Wohnungsunternehmen wahrgenommen (Difu 
2006) 

• In 2001 haben 60 Wohnungsunternehmen 44,9 Mio. Euro Fördermittel aus dem 
Programm Soziale Stadt erhalten und ihrerseits weitere 43,3 Mio. Euro investiert 
(Difu 2003, S. 162). 
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Die Ergebnisse unterstreichen die Bedeutung von Wohnungsunternehmen bei der Um-
setzung des Programms: einerseits sind sie wichtigster Investor in den Programmgebie-
ten und anderseits wächst ihre Rolle als Kooperationspartner. 
Eine kritische Position zu der Rolle von kommunalen Wohnungsunternehmen beim Quar-
tiersmanagement nimmt die Berliner Senatsverwaltung für Finanzen ein. Ihre Kritik be-
zieht sich auf die kommunalen Berliner Wohnungsbaugesellschaften und setzt an deren 
finanziellen Aufwendungen für die Gebiete mit Quartiersmanagement an: Diese seien 
entweder in einer nicht steuerungsrelevanten Größenordnung oder aber von den norma-
len Bestandsbewirtschaftungskosten nicht zu trennen, d.h. diese Aufwendungen erfolgen 
aus dem Interesse, die Bestandswohnungen vermietungsfähig zu halten (Senatsverwal-
tung für Finanzen 2006).  
 

Relevanz für Stadtrendite  
Grundsätzlich ist das Engagement von Wohnungsunternehmen im Quartiersmanagement 
im wohlfahrtsökonomischen Sinne in der Lage, positive externe Effekte zu induzieren 
bzw. negative Effekte zu vermeiden. Als lokaler Akteur wissen kommunale Wohnungsun-
ternehmen im besten Fall um die notwendigen Maßnahmen zur Verbesserung der Wohn- 
und Lebensbedingungen im Stadtteil bzw. um die Bedürfnisse ihrer Mieter. Das Engage-
ment in einem Programm der integrierten Stadterneuerung ist also positiv einzuschätzen. 
Auch wenn diese Investitionen betriebswirtschaftlich motiviert sind, können sie doch im 
Sinne einer Stadtrendite positive stadtwirtschaftliche Wirkungen entfalten. 
Das Engagement im Quartiersmanagement ist allerdings kein Privileg der kommunalen 
Wohnungsunternehmen, sondern kann auch von privaten oder genossenschaftlichen 
Wohnungsunternehmen durchgeführt werden, d.h. auch von diesen könnte eine Stadt-
rendite erwirtschaftet werden.  
 

5.2.3 Komponente: Soziales Management 
Vor dem Hintergrund schrumpfender Märkte hat sich bei den Wohnungsunternehmen seit 
einiger Zeit die Auffassung verbreitet, dass nicht nur harte preisliche oder bauliche Fakto-
ren über die Attraktivität der eigenen Bestände entscheiden, sondern weiterführende 
Dienstleistungen für die Bewohner einen Beitrag zu besseren Vermietbarkeit liefern. Im 
weiteren Sinne ist zu diesen Dienstleistungen auch das Soziale Management zu zählen. 
Der Begriff des Sozialen Managements ist nicht einheitlich definiert, sondern bezeichnet 
umfassende Aktivitäten von Wohnungsunternehmen, die der Zufriedenheit und Bindung 
der Mieter an das Wohnungsunternehmen dienen sollen. So betreibt die THS TreuHand-
Stelle GmbH (Gelsenkirchen) Soziales Management auf zwei Ebenen: zum einen werden 
einzelfallbezogene Maßnahmen wie z.B. eine Mietschuldnerberatung durchgeführt. Die 
zweite Ebene umfasst ein wohnungswirtschaftliches Quartiersmanagement zur Weiter-
entwicklung von schwierigen Wohnungsbeständen. Entsprechende Aufgaben sind u.a. 
die Erarbeitung eines quartiersbezogenen Handlungskonzeptes, die Umsetzung von bau-
lich-räumlichen und sozialen Maßnahmen sowie die Aktivierung der Bewohner. In Ab-
grenzung zum Quartiersmanagement im Rahmen des Bundesprogramms Soziale Stadt 
fokussiert sich das Quartiersmanagement der THS auf die eigenen Bestände (Siemon-
sen 2005). Weitere Maßnahmen des Sozialen Managements sind z.B. das Umzugsma-
nagement, Integrationsmaßnahmen, Wohnberatung und Konfliktmanagement.  
Die Maßnahmen werden i.d.R. in Wohnungsbeständen durchgeführt, in denen sich auf-
grund einer sich ändernden Bewohnerschaft (Alterung, Internationalisierung, neue Haus-
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haltstypen etc.) sowie selektiver Wanderungsbewegungen sozioökonomische Problemla-
gen häufen. Vor diesem Hintergrund stehen die Wohnungsunternehmen vor der Heraus-
forderung, eine ausreichende Auslastung ihrer Bestände zu sichern und durch neue 
Dienstleistungen ihre Wohnungsbestände attraktiv zu halten. Adressiert sind die Maß-
nahmen insbesondere an Haushalte, die beispielsweise aufgrund von Überschuldung 
oder anderer Probleme einer besonderen Unterstützung bedürfen bzw. nicht „mietfähig“ 
sind. Eher stadtteilorientierte Maßnahmen wie das Quartiersmanagement kommen hin-
gegen einem größeren Kreis von Bewohnern zu Gute, die u.U. nicht Mieter des Woh-
nungsunternehmens sein müssen.  
Über den Erfolg eines Sozialen Managements liegen bisher wenige empirische Erfahrun-
gen von Einzelunternehmen vor. Diese sind allerdings durchweg positiv. Die Erfolge be-
ziehen sich auf niedrigere Fluktuationsraten der Mieter, die Senkung des Leerstandes 
und niedrigere Mietrückstände (Petter 2005). 
 

Relevanz für Stadtrendite  
Mit der Durchführung eines Sozialen Managements übernehmen Wohnungsunternehmen 
betriebswirtschaftlich intendierte Maßnahmen, die zur Unterstützung von Problemhaus-
halten und darüber hinaus zur Stabilisierung der Mieterschaft in einem Wohnquartier bei-
tragen. Diese Maßnahmen dienen zunächst der Vermeidung von Kosten (Schmitz-
Stadtfeld, 2005), die beispielsweise durch Mieterwechsel entstehen (Sanierung, Renovie-
rung, Transaktionskosten). Weiterhin können die Mieteinnahmen durch Maßnahmen des 
Sozialen Managements gesichert werden. Gleichzeitig werden aber auch sozialpolitische 
Ziele verfolgt, die potenziell im Sinne einer Stadtrendite wirksam sein können. So können 
beispielsweise Kosten für die Unterbringung von Wohnungsnotfällen in kommunalen 
Notunterkünften eingespart werden, wenn z.B. durch Maßnahmen des Sozialen Mana-
gements Bewohner mietfähig gehalten werden und Zwangsräumungen vermieden wer-
den.  
Angaben darüber, in welchem Umfang diese Aufgaben von Unternehmen der Woh-
nungswirtschaft insbesondere kommunalen Wohnungsunternehmen übernommen wer-
den, liegen nicht vor.  
 

5.2.4 Komponente: Einflussnahme auf Versorgung und Einzelhandel 
Wohnungsunternehmen können z.B. durch die kostenlose oder preisgünstige Bereitstel-
lung von gewerblich genutzten Flächen einen positiven Einfluss auf die Versorgungs- und 
Einzelhandelssituation im Stadtteil ausüben. Das Ziel ist es, die Versorgung der Mieter 
mit Gütern und Dienstleistungen des täglichen Bedarfes sicherzustellen. Solche Maß-
nahmen werden vor allem dann durchgeführt, wenn private Unternehmen aus dem Stadt-
teil aufgrund von Schrumpfungsprozessen Umsatzeinbußen hinnehmen müssen und den 
Standort verlassen. Damit einher geht eine Verschlechterung der Versorgungssituation, 
die insbesondere für Personengruppen, die in ihrer Mobilität eingeschränkt sind, nachtei-
lig wirkt. Zum Teil in Kooperationen mit gemeinnützigen Projektpartnern werden auch 
spezielle Güter oder Dienstleistungen angeboten, die nicht von Privatunternehmen offe-
riert werden, um die Attraktivität des Stadtteils zu stärken:  
So hat z.B. 2001 im Stadtteil Eberstadt / Süd der Darmstädter Bauverein in Trägerschaft 
mit dem Verein für Bildung und berufliche Förderung von Mädchen und Frauen e.V. 
(BAFF) einen Waschsalon eingerichtet. Ziel der Maßnahme ist es, mit Hilfe eines Dienst-
leistungsbetriebes neue Arbeitsplätze im Rahmen der Beschäftigungsförderung zu schaf-



Stadtrendite durch kommunale Wohnungsunternehmen – Abschlussbericht 31 

 

Komponenten  BBR-Online-Publikation Nr. 01/2008 

fen, ein Qualifizierungsangebot als Brücke in den ersten Arbeitsmarkt aufzubauen und 
eine Attraktivitätssteigerung des Wohnstandortes zu bewirken. Die Finanzierung des Pro-
jektes erfolgt mit Mitteln des Bund-Länder-Programms Soziale Stadt, der Bauverein AG 
und der Beschäftigungsförderung der Stadt Darmstadt (Bundestransferstelle Soziale 
Stadt 2007a).  
 

Relevanz für Stadtrendite  
Maßnahmen zur Verbesserung der Versorgungs- und Einzelhandelssituation im Stadtteil 
können im wohlfahrtsökonomischen Sinne positive externe Effekte erzielen. Wie das o-
ben beschriebene Beispiel zeigt, können durch einfache Maßnahmen die Lebensbedin-
gungen im Stadtteil verbessert werden. Dies gilt nicht nur unmittelbar für die Versor-
gungssituation, sondern im Weiteren auch für dadurch erzielte Belebung des öffentlichen 
Raumes und eine verbesserte soziale Kontrolle, die wiederum negative Effekte (z.B. 
Vandalismus) vermeiden helfen kann.  
Liegt also an dieser Stelle eine Marktunvollkommenheit dadurch vor, dass keine privaten 
Unternehmen das Versorgungs- und Einzelhandelsangebot nicht oder in nicht ausrei-
chendem Maße sicherstellen, können die Wohnungsunternehmen durch ihr Eingreifen 
eine Stadtrendite erwirtschaften. Wesentliche Voraussetzung hierfür ist allerdings, dass 
eine mögliche Konkurrenz zu privatwirtschaftlichen Einzelhandels- und Dienstleistungs-
angeboten vermieden wird.  
 

5.2.5 Komponente: Stadtentwicklung  
Aufgrund der Größe und der Besonderheit einer kommunalen Eigentümerschaft sind 
kommunale Wohnungsunternehmen in der Praxis häufig wichtige Kooperationspartner für 
die Gemeinden im Rahmen langfristiger Stadtentwicklungsprozesse. Die Stadtentwick-
lungsplanung (STEP) strebt die bestmögliche Entwicklung der Stadt oder Gemeinde als 
Ganzes an und nutzt hierfür Steuerungsmöglichkeiten, die durch städtische Ressourcen 
und politische Wertungen determiniert sind. Die STEP stützt sich hierbei auf die sachlich 
und zeitlich umfassende Bündelung aller kommunalen Entwicklungsplanungen (z.B. Fi-
nanz- und Personalplanung, Bauleitplanung, Fachplanungen) und setzt für diese den 
Gesamtrahmen (Hotzan 1997).  
Aufgrund schwindender Steuerungskapazitäten und -möglichkeiten bei steigenden Anfor-
derungen wird es für die Städte immer wichtiger, private Partner und andere Akteure zu 
finden, die gemeinsam mit der Verwaltung langfristige Projekte initiieren und betreiben 
(z.B. Public Private Partnerships, Business Improvement Districts, Vereine etc.) (Göschel 
2007; Heinz 1996). Kommunale Wohnungsunternehmen können hierbei in den ihnen 
nahe liegenden Bereichen des Bauens und Wohnens helfen, positive externe Effekte und 
Teile von „öffentlichen Gütern“ zu generieren, die ohne sie nicht oder nicht in dieser Form 
zustande kommen. Insbesondere die Kooperation verschiedener Akteure wird in diesem 
Bereich häufig durch das Auftreten von sogenanntem „Free-Rider-Verhalten“ bzw. des 
Gefangenen-Dilemmas verhindert, das zu überwinden einen Vorteil für die Städte bedeu-
tet (Beermann 2006, Spars 2003). Mit der Initiierung und Durchführung von Rückbau-
maßnahmen können kommunale Wohnungsunternehmen auch zur Stabilisierung von 
Wohnungsmärkten beitragen. 
Insgesamt können die Aktivitätsfelder „Rückbaukooperation“, „Aufwertungsmaßnahmen“, 
„Neubaumaßnahmen“ und die Übernahme von Aufgaben im Rahmen eines „Public Real 
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Estate Management“ bzw. kommunalen Immobilienmanagements als Leistungen mit Po-
tenzial zur Generierung einer Stadtrendite diskutiert werden.  
 

Relevanz für Stadtrendite  
Die Bereitschaft der kooperativen Mitwirkung der Wohnungsunternehmen bei Stadtent-
wicklungsprozessen lässt sich zwar nicht verallgemeinern, dennoch zeigen Studien und 
Erfahrungsberichte aus unterschiedlichen Städten und Programmen (Stadtumbau, Stadt-
erneuerung), dass in dieser Beteiligung ein Erfolgsfaktor für das Gelingen der Projekte 
und Programme vor Ort gesehen werden kann (Difu 2002; BMVBS, BBR 2006). Die 
Wohnungsunternehmen sind gemäß einer Erhebung des Difu in den Soziale-Stadt-
Gebieten die größten nicht-kommunalen Investoren (Difu 2003). Rund 60 Wohnungsun-
ternehmen sind aktiv in das Programm eingebunden, erhielten 2001 knapp 45 Mio. Euro 
Fördermittel und investierten weitere 43,3 Mio. Euro aus eigenen Mitteln. Es müssten 
jedoch die Leistungen der kommunalen Wohnungsunternehmen im Konkreten überprüft 
und ausgewertet werden. Hierzu existiert in Deutschland bislang sehr wenig empirische 
Literatur.  
Bei der Bewertung derartiger Vorteile ist zu beachten, dass die Unternehmen natürlich 
auch bis zu einem gewissen Grad ein (betriebswirtschaftliches) Eigeninteresse daran 
haben, dass sich ihre Bestände gut entwickeln und vermieten lassen (Aufwertung) bzw. 
ein schrumpfender lokaler Wohnungsmarkt sich wieder stabilisiert (Rückbau) (Senat für 
Finanzen Berlin 2006). Das bedeutet Aufwertung, Neubau und auch Rückbau sind Maß-
nahmen, die zum originären Geschäftsfeld von Wohnungsunternehmen gehören. Es ist 
jedoch auch unstrittig, dass manche Unternehmen hierbei auch hin und wieder Investitio-
nen „zum Wohle des Ganzen“ vornehmen, die sie aus rein betriebswirtschaftlichen Erwä-
gungen nicht vollzogen hätten. Insbesondere im Stadtumbau haben viele kommunale 
Wohnungsunternehmen den „schwarzen Peter“ erhalten, beim Abriss von Beständen „mit 
gutem Beispiel“ voran zu schreiten (BMVBS, BBR 2006). Wenn sich private Wohnungs-
eigentümer also nicht (oder noch nicht) an Maßnahmen des Stadtumbaus beteiligen wol-
len, kann der Rückbau von Wohnraum durch kommunale Wohnungsunternehmen als 
Kompensation von Marktversagen verstanden werden. Neben den positiven kleinräumli-
chen und stadtentwicklungspolitischen Effekten wird der Angebotsüberhang an Wohn-
raum verringert und so eine Marktstabilisierung in der gesamten Kommune unterstützt. 
Das kooperative Verhalten von kommunalen Wohnungsunternehmen im Stadtentwick-
lungsprozess müsste dennoch genauer hinterfragt werden: Welche und wie viele der 
Maßnahmen des kooperierenden Unternehmens sind originär betriebswirtschaftlich in-
tendiert, und welche werden bewusst vorgenommen, um bei fehlenden Anreizen für pri-
vate Wohnungsunternehmen und Wohneigentümer eine Situation des Marktversagens zu 
überwinden?  
Hierunter fällt auch die Berücksichtigung des Erhalts von Subventionen oder anderer Ver-
günstigungen (städtische Grundstücke), die einem etwaigen Leistungsaufwand der Un-
ternehmen entgegen zu stellen sind. Diese Abgrenzung vorzunehmen dürfte jedoch in 
der Praxis mit großen Schwierigkeiten behaftet sein.  
Hierbei ist es wiederum von Interesse zu erfahren, inwieweit sich das Verhalten öffentli-
cher Unternehmen systematisch vom Verhalten anderer Wohnungsanbieter (in einer ver-
gleichbaren Größenordnung) im Bereich der kooperativen Stadtentwicklung unterschei-
det. Hierzu liegen u.E. keinerlei Untersuchungen vor.  
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Der Bereich des kommunalen Immobilienmanagements umfasst Tätigkeiten, mit denen 
das kommunale Wohnungsunternehmen für die Stadt beispielsweise das Facility Mana-
gement bei städtischen Liegenschaften betreibt bzw. die Entwicklung städtischer Liegen-
schaften vornimmt, wie z.B. die VBW Bauen und Wohnen mbH Bochum, die SAGA GWG 
Hamburg („Immobilienwirtschaftliches Kompetenzzentrum“) oder die KEWOG (Tirschen-
reuth) die auch als Projektentwickler auf städtischen Liegenschaften tätig sind. Im Sinne 
einer Stadtrendite sind jedoch nur jene Leistungen zu berücksichtigen, die nicht ohnehin 
von der Stadt dem Unternehmen bereits entlohnt werden bzw. bei denen das Unterneh-
men bewusst Preisabschläge zugunsten der Kommune vornimmt. 
 

5.3 Kategorie 3: Ökologie 
5.3.1 Komponenten: Maßnahmen zur Ressourceneinsparung, Ökologische 

Wohnumfeldmaßnahmen und Flächenrecycling 
Eine Vielzahl von privaten und öffentlichen Wohnungsunternehmen haben in der Ver-
gangenheit Maßnahmen durchgeführt, die zu einer ökologischen Aufwertung des jeweili-
gen Wohnungsbestandes bzw. des Wohnumfeldes geführt haben. Die Art der Maßnah-
men erstreckt sich über Modernisierungen zur Verringerung des Energieverbrauchs, 
Maßnahmen zur gestalterischen und ökologischen Aufwertung des Wohnumfeldes, Maß-
nahmen zur Entsiegelung von Flächen oder Maßnahmen zur Reduzierung des Müllauf-
kommens.  
Insbesondere die energetischen Modernisierungen des Wohnungsbestandes stellen heu-
te notwendige betriebswirtschaftliche Investitionen dar. In Deutschland werden derzeit ca. 
7,9 Mio. Wohneinheiten von Wohnungsunternehmen unterhalten. Große Teile dieser Be-
stände wurden in den 1950er und 1960er Jahren errichtet, deren energetische Qualität 
meist unzureichend ist. Wohnungsunternehmen müssen aus diesem Grund ihre Bestän-
de modernisieren, um eine langfristige Vermietbarkeit und ihren wirtschaftlichen Erfolg zu 
sichern. Gleichzeitig wird damit eine Wertsteigerung des Bestandes erreicht.  
Breite empirische Untersuchungen zu den ökologischen Leistungen von privaten und 
kommunalen Wohnungsunternehmen liegen derzeit nicht vor. Anhand von Fallbeispielen 
sollen aber einige Projekte in ihrer Zielsetzung, mit ihrer Akteursstruktur und der Finan-
zierung dargestellt werden. 
Beispielsweise wurde zwischen 1997 und 2001 ein Gemeinschaftsprojekt zwischen der 
Stadt Leinefelde, der Wohnungs- und Verwaltungsgesellschaft Leinefelde, der Leinefel-
der Wohnungsgenossenschaft sowie der Umweltakademie Nordthüringen e. V. initiiert, 
welches die Umgestaltung einzelner Plattenbau-Quartiere in der Leinefelder Südstadt 
zum Ziel hatte. Neben der Beteiligung der Bewohner und der Verbesserung der Nach-
barschaften stand die ökologische Aufwertung von Freiflächen im Vordergrund. Zu die-
sem Zweck wurden mit den Bewohnern Pläne für Umgestaltungsmaßnahmen erarbeitet 
und Pflanzaktionen durchgeführt. Den Erfolg des Projektes unterstreicht die Tatsache, 
dass im Jahr 2000 das Projekt bei der Auslobung des Preises Soziale Stadt in die engere 
Wahl kam. Finanziert wurde das Projekt aus Mitteln der Deutschen Bundesstiftung Um-
welt, einem Eigenanteil der Stadt sowie mit Geldern der beteiligten Wohnungsunterneh-
men (Bundestransferstelle Soziale Stadt 2007b).  
Ein weiteres Beispiel für die ökologische Aufwertung eines Stadtteils ist die Umweltinitia-
tive Scharnhorst Ost, die ebenfalls im Rahmen der Sozialen Stadt durchgeführt wurde. 
Diese Umweltinitiative, die getragen wurde durch die Stadt Dortmund, die vier ansässi-
gen Wohnungsunternehmen (DOGEWO, GAGFAH, LEG NRW und Ruhr-Lippe Woh-
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nungsgesellschaft mbH) sowie von weiteren öffentlichen und halböffentlichen Trägern, 
hat zwei inhaltliche Schwerpunkte gesetzt:  
• Zum einen wurde ein neuer Stadtteilpark angelegt sowie ein Modellprojekt "Neuer 

Umgang mit Regenwasser" durchgeführt.  
• Zum anderen konnten durch verschiedene Maßnahmen die abfallwirtschaftliche 

Situation des Stadtteils verbessert werden.  
Neben den entlastenden Effekten für die Umwelt konnten dadurch auch die Nebenkosten 
der Mieter für die Abfallentsorgung reduziert werden. Die Finanzierung des Projektes 
wurde mit Mitteln des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), mit Mitteln 
der Bundesanstalt für Arbeit, der Kommune und der Wohnungsbauunternehmen bestrit-
ten (Bundestransferstelle Soziale Stadt 2007c).  
Als letztes Beispiel sei hier die umfangreiche Revitalisierung eines ehemaligen Zechen-
geländes in Bottrop erwähnt. Dort wurden 450 Wohnungen, ein Gewerbegebiet ein-
schließlich eines Gründerzentrums und ein Nahversorgungszentrum entwickelt. Neben 
der ökologisch sinnvollen Reaktivierung einer Brache bzw. der Flächen sparenden In-
nenentwicklung wurden weitere Maßnahmen zur ökologischen Verträglichkeit des Stadt-
teils durchgeführt. Dies sind u.a.  
• ein hoher baulicher Wärmeschutz, 
• eine integrierte Verkehrserschließung und Stellplatzkonzepte im Wohnbereich, 
• die Trennung von Schmutz- und Regenwasser sowie 
• ein Regenrückhaltesystem mit Zuführung zu einem renaturiertem Bachlauf. 
Beteiligte Akteure waren u.a. die IBA Emscher Park GmbH, die Stadtverwaltung Bottrop, 
die Montangrundstücksgesellschaft sowie die VEBA/Rheinlippe. Finanziert wurde das 
Projekt aus EFRE-Mitteln und sonstigen Städtebauförderungsmitteln (Bundestransferstel-
le Soziale Stadt 2007d).  
Generell sind diese Maßnahmen zur ökologischen Aufwertung von Wohnungsbeständen 
bzw. des Wohnumfeldes positiv zu werten. Neben den originären Effekten der Umwelt-
entlastung können z.B. auch Mietnebenkosten für die Mieter reduziert werden, wie das 
Beispiel aus Dortmund zeigt. Die Beispiele machen auch deutlich, dass sowohl kommu-
nale als auch private Wohnungsunternehmen durchaus interessierte Kooperationspartner 
bei der Umsetzung solcher Maßnahmen sind, die in Teilen die Finanzierung mittragen.  
 

Relevanz für Stadtrendite  
Grundsätzlich ist das Engagement von Wohnungsunternehmen bei der Umsetzung von 
ökologisch orientierten Maßnahmen im wohlfahrtsökonomischen Sinne in der Lage, posi-
tive externe Effekte zu induzieren bzw. negative externe Effekte zu vermeiden. Da es 
sich bei dem Gut „Umweltqualität“ um ein freies Gut handelt, gibt es keinen Markt, der 
dieses Gut bereitstellen kann (Wicke 1993). Hier liegt also ein Marktversagen bzw. eine 
Marktunvollkommenheit vor, die über Leistungen eines kommunalen Wohnungsunter-
nehmens beseitigt bzw. im Sinne einer städtischen Wohlfahrtsverbesserung vermindert 
werden kann. Darüber hinaus lässt sich argumentieren, dass Wohnungsunternehmen 
durch ökologisch orientierte Maßnahmen eine Externalisierung von Umweltkosten, die 
beispielsweise durch den CO² Ausstoß verursacht werden, unterlassen, d.h. hier wird ein 
negativer externer Effekt vermieden. 
Angemerkt werden muss jedoch, dass Maßnahmen zur ökologischen Aufwertung des 
Bestandes, insbesondere zur langfristigen Betriebskostenersparnis auch betriebs-
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wirtschaftlich sinnvolle Investitionen sind: Ggf. können bei entsprechender Nachfrage 
höhere Mieten erzielt werden bzw. die Betriebskosten durch geringere Heizkosten oder 
geringere Kosten für die Schmutzwasserbeseitigung gesenkt werden. Für diese ökologi-
schen Güter lassen sich demnach Märkte nachweisen, ihre Preisbildung korrespondiert 
somit mit den „eingesparten“ Betriebskosten und der daraus resultierenden betriebswirt-
schaftlichen Rendite.  
Maßnahmen zur ökologischen Aufwertung des Bestandes sind überdies kein Privileg der 
kommunalen Wohnungsunternehmen, sondern werden ebenso von privaten oder genos-
senschaftlichen Wohnungsunternehmen durchgeführt.  
 

5.4 Kategorie 4: Ökonomie 
Unter der Überschrift „Ökonomie“ finden sich in dieser Systematik all jene Aktivitäten und 
Leistungen, mit denen Wohnungsunternehmen als aktive Förderer lokaler Unternehmen, 
der städtischen Wirtschaft generell oder von Beschäftigten und Auszubildenden auftre-
ten. Hierbei lassen sich die Beiträge grob unterteilen in die Segmente  
• Unterstützung der lokalen bzw. regionalen Wirtschaft und  
• Aktivitäten am Arbeitsmarkt und bei der Beschäftigungsförderung.  
Unter den ersten Bereich fallen diejenigen kommunalen Wohnungsunternehmen, die in 
der Wirtschaftsförderung aktiv sind und als Partner der lokalen Wirtschaftsförderung die 
Existenzgründung von Unternehmen unterstützen, wie beispielsweise die Hamburger 
STEG mit ihrem Konzept „Die Etage 21“ (St. Pauli) oder die Karlsruher Volkswohnung 
GmbH mit ihrem „Handwerkerhof“. Es werden weiterhin in der Literatur für diesen Bereich 
etliche kommunale Wohnungsunternehmen genannt, die durch eine gezielte Auftrags-
vergabe in der Stadt und im Quartier versuchen, lokalökonomische Impulse zu setzen 
und Quartiere sozio-ökonomisch zu stabilisieren. Hierbei kann es um die Beauftragung 
von lokalen Handwerkern oder Unternehmen bei der Modernisierung, dem Neubau und 
auch Rückbau ebenso gehen, wie um Aufträge im Rahmen des Facility Managements. 
Die bewusste Wahl lokaler Auftragnehmer kann durch die gezielte Auftragsvergabe die 
städtische Ökonomie stärken und die Kaufkraft vor Ort verbessern und die Sicherung 
bzw. Schaffung von Arbeitsplätzen in der Stadt unterstützen. 
Im zweiten Segment sind kommunale Wohnungsunternehmen initiativ, in dem sie direkt 
oder indirekt als Arbeitgeber auftreten und neben ihren „Kernbeschäftigten“ weitere Auf-
gabenfelder hinzunehmen und mit Arbeitnehmern, insbesondere aus den Problemgrup-
pen des Arbeitsmarktes (Langzeitarbeitslose, arbeitslose Jugendliche, Wiedereinsteiger 
etc.) besetzen. So hat die Glückauf Gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft mbH in 
Lünen-Brambauer (NRW) die Glückauf Nachbarschaftshilfe e.V. gegründet, um so neben 
den 33 „Kernbeschäftigten“ weitere 13 Mitarbeiter einzustellen.16 
Die Beschäftigungsförderung als Teil der aktiven Arbeitsmarktpolitik kann in Form ver-
schiedener Modelle von Wohnungsunternehmen umgesetzt werden. So nennt Ruhnke 
(2002) von der Gesellschaft für StadtEntwicklung gGmbH in Berlin drei verschiedene 
Wege um Beschäftigung zu fördern: 
• Maßnahmen nach § 19 (2) Bundessozialhilfegesetz (BSHG), 
• Vergabe von AB-Maßnahmen nach den Richtlinien des SGB III und 
• Strukturanpassungsmaßnahmen (SAM) nach dem SGB III. 

                                                 
16 Diese Aktivitäten wurden mit dem Preis „Soziale Stadt“ ausgezeichnet. 
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Auch zu diesen beiden Komponenten der Förderung der lokalen Wirtschaft und Beschäf-
tigung gibt es keine empirischen Untersuchungen, die Aufschluss darüber geben, wie 
viele kommunale Wohnungsunternehmen in welchem Umfang sich in den Bereichen zur 
Unterstützung der lokalen Ökonomie und der lokalen Beschäftigung deutschlandweit en-
gagieren. In den „Einschätzungen zur Umsetzung und Wirkung des Programms soziale 
Stadt“ werden durch das Difu (2006) allerdings die Wohnungsunternehmen zu jener Ak-
teursgruppe gezählt, deren Einbindung im Handlungsfeld „Lokale Ökonomie“ „teilweise 
gut und produktiv“ gelingt. Sie können somit als ein wesentlicher Akteur in diesem Be-
reich gelten. 17 
 

Relevanz für Stadtrendite  
Bei der Beurteilung der Relevanz der dargelegten Maßnahmen für die Stadtrendite müs-
sen diese vor dem Hintergrund von Marktunvollkommenheiten und der jeweiligen Oppor-
tunitätskosten für Handlungsalternativen diskutiert werden. Die Diskussion der Aktivitäten 
der kommunalen Wohnungsunternehmen in den Feldern lokaler Arbeitsmarkt und Wirt-
schaftsförderung und ihrer wirtschaftswissenschaftlichen Beurteilung soll an dieser Stelle 
nur erfolgen, da es sich um ein eigenständiges Forschungsfeld handelt.  
Geht man davon aus, dass im Bereich lokaler Arbeitsmärkte und der lokalen Wirtschafts-
entwicklung Marktunvollkommenheiten existieren und die lokalen Politikansätze der Wirt-
schaftsförderung und Beschäftigungspolitik grundsätzlich einen Beitrag zur Verminderung 
dieser Probleme leisten (Ebert 1999, Europäische Kommission 1996, Campbell 1999, 
Westerdahl, Westlund 1998), so können auch kommunale Wohnungsunternehmen als 
Akteure in diesem Bereich positive Effekte für die Stadtökonomie entfalten und eine 
Stadtrendite erzielen. Für den lokalen Arbeitsmarkt werden in der wirtschaftswissen-
schaftlichen Literatur Marktunvollkommenheiten, wie z.B. unvollständige Informationen, 
verzögerte Anpassungsreaktionen, Lohnrigiditäten, die Heterogenität des Faktors Arbeit 
und das Auftreten von externen Effekten diskutiert (Wagner, Jahn 2004; Franz 2003; 
Eichhorst 2001). Diese Unvollkommenheiten erstrecken sich ebenfalls auf den Ausbil-
dungsmarkt, dessen „Nichtfunktionieren“ häufig durch zusätzliche Probleme wie Ausbil-
dungskosten und bürokratische Hürden und Regelungen begründet wird. 
Ähnlich verhält es sich mit dem Politikfeld der kommunalen und regionalen Wirtschafts-
förderung. Auch für dieses Feld werden in der Stadt- und Regionalökonomie verschiede-
ne Formen von Marktunvollkommenheiten als Begründung für eine aktive Rolle der öf-
fentlichen Hand diskutiert. Sowohl die neoklassische Theorie als auch neuere Ansätze 
wie z.B. die neue (endogene) Wachstumstheorie lassen eine Ableitung staatlichen Han-
delns bei Vorliegen von Marktunvollkommenheiten im lokalen und regionalen Wirt-
schaftsbereich grundsätzlich zu. Hierbei stützt sich die Argumentation der Theorien 
hauptsächlich auf das Vorhandensein von unvollkommenen Märkten und auf das Vorlie-
gen steigender Skalenerträge.  
Die mit einer kommunalen Aufgabenwahrnehmung verbundene Begründung dezentraler 
Politik liefert die Föderalismustheorie. Kernaussage des Fiskalischen Föderalismus ist 
hierbei, dass aus allokativer Sicht die Kompetenzen für die Bereitstellung öffentlicher Gü-
ter dezentral anzusiedeln sind (Tiebout 1956).18 

                                                 
17 Diese Aussage gilt jedoch sowohl für kommunale als auch private Wohnungsunternehmen. 
18 Der liberale Hayek (1945) führte das Argument in die Debatte ein, dass die dezentralen Einheiten viel bes-

sere Kenntnisse über die in ihrem Teilgebiet existierenden Wirtschaftsstrukturen besitzen und daher eine 
wichtige Politikebene im Föderalismus darstellen. 
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Es finden sich somit in der Literatur ausreichend viele Hinweise auf das Vorliegen von 
Marktunvollkommenheiten im Bereich lokaler Arbeitsmärkte und der lokalen Wirtschaft 
und auf die Legitimation entsprechender lokaler Politikansätze zur Verbesserung der je-
weiligen stadtökonomischen Lage. Es lässt sich dennoch nicht pauschal davon ausge-
hen, dass jede von kommunalen Wohnungsunternehmen vorgenommene Maßnahme im 
Bereich lokaler Ökonomie und Beschäftigung eine Wohlfahrtsverbesserung im Sinne ei-
ner Stadtrendite erzielt. Hierfür müsste zunächst nachgewiesen werden, dass die konkre-
ten Maßnahmen tatsächlich eine lokale Marktunvollkommenheit korrigieren. Weiterhin ist 
relevant, inwieweit alternative Träger und Wege für diese kommunalen Eingriffe bereits 
bestehen und wie hoch die Opportunitätskosten der Maßnahmen eingeschätzt werden. 
Aus allokativer Sicht stellt sich somit die Frage der Instrumenteneffizienz und der effizien-
ten Mittelverwendung. Das heißt, es ist genau zu hinterfragen, inwieweit bei der betrach-
teten Maßnahme vor Ort andere Akteure bzw. Handlungsalternativen bestehen, um das 
gleiche Ziel (unter Umständen mit geringerem Mitteleinsatz) zu erreichen.  
Zu diesen kritischen Ausführungen ist ein grundlegender Gedanke zu erläutern: Die kom-
munalen Wohnungsunternehmen sind mit ihren Produkten und Dienstleistungen in den 
städtischen Wirtschaftskreislauf eingebunden und müssen über den Verkauf und die Ver-
mietung diejenigen Einnahmen erwirtschaften, mit denen sie Ausgaben und Investitionen 
in allen Geschäftsfeldern tätigen können. Eine ineffiziente Mittelverwendung im Unter-
nehmen führt ceteris paribus zu geringeren Gewinnen und kann zu höheren Preisen, Ent-
lassungen, sinkender Wettbewerbsfähigkeit, geringeren Investitionen etc. führen. Jede 
ineffiziente Mittelverwendung des Unternehmens kann dementsprechend zu geringerem 
Wachstumspotenzial für die Stadtökonomie und somit zu einer Reduktion der Stadtrendi-
te führen.  
Dies bedeutet, dass das Engagement von kommunalen Wohnungsunternehmen im Be-
reich lokaler Ökonomie nicht automatisch eine Steigerung der Stadtrendite beinhaltet, 
sondern über die Opportunitätskosten auch Einbußen für die Stadtrendite entstehen kön-
nen. Diese beiden Effekte müssen saldiert werden, bevor eine Aussage über die generel-
le Wirkung getroffen werden kann. 
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6 Bewertung der Komponenten 
Ziel einer Diskussion über die Stadtrendite durch kommunale Wohnungsunternehmen 
sollte es sein, diese Stadtrendite zu erfassen und zu quantifizieren. Insbesondere für die 
Kommunen wird durch eine Quantifizierung der Komponenten einer Stadtrendite eine 
Versachlichung der Diskussion möglich, und die Entscheidungsfindung für eine Make-or-
buy- Entscheidung in Bezug auf die Bereitstellung kommunalen Wohnraums erleichtert.  
In diesem Kapitel werden mögliche Bewertungsansätze für die Stadtrenditekomponenten 
vorgestellt. Hierbei wird deutlich, dass einige Komponenten sich nur mit qualitativen Be-
wertungsansätzen erfassen lassen, da sie sich einer monetären oder quantifizierenden 
Bewertung entziehen. Aus der wohlfahrtsökonomischen Perspektive der Bewertung sollte 
der Nutzen durch die jeweiligen Leistungen im Vordergrund einer Messung stehen. Die-
ser wird häufig jedoch mangels „Quantifizierbarkeit“ durch ein kostenorientiertes Äquiva-
lent für diesen Vorteil ersetzt. In dieser Verwendung kostenorientierter Äquivalente steckt 
bereits eine methodische Schwäche der Bemessung, auf die an dieser Stelle erneut ver-
wiesen wird. 
Es wurde in Vorbereitung des Expertenworkshops bewusst eine gewisse Breite in der 
Darstellung möglicher Bewertungsansätze gewählt, die dann mithilfe des Expertenwis-
sens beurteilt und validiert wurden. Über die Vorstellung der einzelnen Bewertungsansät-
ze hinaus enthält die folgende Darstellung auch ein Set an Prüffragen, deren Beantwor-
tung der Kommune helfen soll, die Bedeutung der Stadtrenditekomponenten durch das 
eigene Wohnungsunternehmen zu erfassen.  
In den folgenden Abschnitten werden für jede Kategorie die möglichen Quanti-
fizierungswege beschrieben und ein Set an Prüffragen für die Kommune aufgelistet. In 
Punkt 6.5 werden schließlich alle Kategorien in einer Bewertungsmatrix zusammen-
gefasst. Diese Bewertungsmatrix operationalisiert die Komponenten und ihre Bewertung 
in einer systematischen Übersicht. Diese lässt sich für jede Kommune anwenden und 
„ausfüllen“, so dass ein sachlicher Zugang zur Erörterung und Bewertung der Stadtrendi-
teeffekte von kommunalen Wohnungsunternehmen für die konkrete Kommune ermöglicht 
wird.  
 

6.1 Kategorie 1: Versorgung von Haushalten mit Marktzugangs-
schwierigkeiten 

6.1.1 Komponente: Versorgung spezifischer Haushaltsgruppen 
Quantifizierungsansätze 
Eine Erfassung der städtischen Vorteile der Stadtrendite kann bei dieser Komponente 
generell über die Kostenseite erfolgen (Input-Analyse). So kann u.a. die Anzahl der ver-
sorgten Haushalte mit Marktzugangsschwierigkeiten, ihre bewohnte Wohnfläche oder 
auch die Höhe von Mietpreisvergünstigungen zur Bemessung herangezogen werden 
(vgl. Schwalbach et al 2006). Die Quantifizierung folgt der vorgestellten Differenzierung 
nach Haushaltstypen.  
Die Bemessung der Versorgungsleistung von kommunalen Wohnungsunternehmen bei 
einkommensschwachen Mietern kann über entsprechende Statistiken zu Wohn-
geldzahlungen oder andere Transferzahlungen erfolgen. Ob die Versorgung dieser 
Gruppe aber tatsächlich als Beitrag einer wohlfahrtsökonomischen Stadtrendite angese-

Bewertung  BBR-Online-Publikation, Nr. 01/2008 



Stadtrendite durch kommunale Wohnungsunternehmen – Abschlussbericht 39 

 

Bewertung  BBR-Online-Publikation, Nr. 01/2008 

hen (und somit dahingehend quantifiziert) werden kann, ist stark von der Lage am Woh-
nungsmarkt abhängig.  
Die Quantifizierung der Vorteile, die durch die Versorgung der sozialschwachen Mieter 
entstehen, kann durch Auswertung der Statistiken zur Vergabe von belegungsgebunde-
nen Wohnungen und Wohnberechtigungsscheinen (WBS) erfolgen. Hierbei wäre zu-
nächst zu prüfen, ob belegungsgebundene Wohnungen tatsächlich vorrangig für sozial-
schwache Mieter bereitgestellt werden. Dieser Weg vernachlässigt jedoch die sozial-
schwachen Mieter, die nicht in einer belegungsgebundene Wohnung des kommunalen 
Wohnungsunternehmens wohnen.  
Wenn neben der reinen Wohnraumversorgung auch noch weitere Fürsorge- und Betreu-
ungsleistungen für sozialschwache Mieter angeboten werden, können auch die damit 
verbundenen Wirkungen als Beitrag zur Stadtrendite angesehen werden. Hilfsweise 
könnten hier die Kosten in Bezug zur Anzahl der Versorgungsfälle angesetzt werden. 
Gleichzeitig müssten Mehrkosten und Aufwand sowie nachteilige Wirkungen auf die Be-
standsmieter und die Wohnqualität (z.B. Verschlechterung des Images einer Wohnlage) 
bei der betriebswirtschaftlichen Einschätzung sowie eine eventuelle Doppelversorgung 
durch andere (freie und kommunale) Träger in Abzug gebracht werden. 
Die Quantifizierung der Versorgungsfälle der dritten Gruppe, der Problemmieter, lässt 
sich ebenfalls über die amtliche Statistik ermitteln (vgl. Tab. 2). Da eine Versorgung die-
ser Gruppe auch durch oder in Kooperation mit darauf spezialisierten Einrichtungen z.B. 
in Sonderwohnformen erfolgt, können die durchschnittlichen Kosten pro Versorgungsfall 
aus diesen Vergleichsfällen abgeleitet werden. Berücksichtigt werden müssten auch die 
Kosteneinsparungen auf Seiten der Kommunen (z.B. Personal- und Sachkosten für die 
Bereitstellung von Hilfeleistungen). Angerechnet werden müssten aber auch etwaige ne-
gative Wirkungen einer Beeinträchtigung des Wohnungsgeschäfts des kommunalen 
Wohnungsunternehmens und eine eventuelle Doppelversorgung.  
Empfohlen wird die Quantifizierung der Stadtrendite über folgende Ansätze: 
 
Einkommensschwache Mieter 
Die Bemessung der Versorgungsleistung bei einkommensschwachen Mietern kann über 
die Auswertung entsprechender Statistiken zu Wohngeldzahlungen oder andere Trans-
ferzahlungen erfolgen. Zu erfassen sind die Bereitstellungskosten für den Wohnraum auf 
der Grundlage von Versorgungszahlen der kommunalen Wohnungsunternehmen abzüg-
lich der Transferzahlungen und Subventionen an das kommunale Wohnungsunterneh-
men. Alternativ hierzu können auch die Einsparung der Kommune für den Nichterwerb 
von Belegungsrechten geschätzt werden. Es sollte aber nur in Städten mit angespannten 
Wohnungsmärkten eine Erfassung erfolgen.  
 
Sozialschwache Mieter und Problemmieter 
Die Quantifizierung der Vorteile, die durch die Versorgung der sozialschwachen Mieter / 
Problemmieter entstehen, kann durch die Auswertung der Statistiken zur Vergabe von 
belegungsgebundenen Wohnungen und Wohnberechtigungsscheinen (WBS) erfolgen. 
Wenn neben der reinen Wohnraumversorgung weitere Fürsorge- und Betreuungsleistun-
gen angeboten werden, können diese Leistungen ebenfalls als Beitrag zur Stadtrendite 
angesehen werden. Hilfsweise können hier fallbezogene Durchschnittskosten in Bezug 
zur Anzahl der Versorgungsfälle angesetzt werden. Gleichzeitig müssten aus betriebs-
wirtschaftlicher Sicht die Mehrkosten und der Aufwand sowie die nachteiligen Wirkungen 
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auf die Bestandsmieter und die Wohnqualität in den Beständen (z.B. Verschlechterung 
des Images einer Wohnlage) sowie eine eventuelle Doppelversorgung durch andere 
(freie und kommunale) Träger in Abzug gebracht werden.  
Empfohlen wird also, die Bereitstellungskosten für Wohnraum auf der Grundlage von 
Versorgungszahlen zu erheben sowie die Kosten für Personal- und Sachkosten für 
Betreuungsleistungen zu berücksichtigen. Alternativ können die Einsparung der Kommu-
ne für den Nichterwerb von Belegungsrechten erhoben werden sowie die Einsparungen 
der öffentlichen Hand (Personal-, Investitions-Unterhaltungskosten) für Betreuungskosten 
angesetzt werden.  
Von diesem positiven Wert müssten die Transferzahlungen und Subventionen abgezo-
gen werden. 
 

Prüffragen für die Kommune 
• Ist die Wohnraumversorgung insbesondere für sozialschwache Mieter und Prob-

lemmieter beim kommunalen Wohnungsunternehmen signifikant höher als bei pri-
vaten Wohnungsunternehmen? 

• Wie wird sich bei der derzeitig abzusehenden Wohnungsmarktentwicklung die Zahl 
und Versorgung von Haushalten mit Marktzugangsschwierigkeiten in der Kommune 
entwickeln? 

• Wie entwickelt sich der Bestand der belegungsgebundenen Wohnungen? Muss 
mittelfristig eine wohnungsmarktpolitische Alternative zur Versorgung sozialschwa-
cher Mieter geschaffen werden? Kann das kommunale Wohnungsunternehmen ei-
ne besondere Rolle bei der Versorgung von Haushalten mit Marktzugangsschwie-
rigkeiten übernehmen? 

• Welche Form der Versorgung bietet das kommunale Wohnungsunternehmen für 
Problemmieter? Wie gestaltet sich hierbei die Zusammenarbeit mit kommunalen 
und freien Wohlfahrtseinrichtungen? 

 

6.1.2 Komponente: Angebot besonderer Wohnformen 
Quantifizierungsansätze 
Die Bereitstellung von Angeboten besonderer Wohnformen ist aufgrund der geringeren 
Häufigkeit der Nachfrager, der Frage der räumlichen Verteilung derartiger Angebote und 
aufgrund spezifischer Produktionsanforderungen (oft z.B. Pilotprojekte) mit einem beson-
deren Risiko für den Anbieter verbunden. Bei Neubautätigkeit in betriebswirtschaftlich 
unattraktiven Marktsegmenten und bei Bereitstellung dieser besonderen Wohnformen 
besteht der wohlfahrtsökonomische Beitrag zur Stadtrendite in der Inkaufnahme einer 
(aus Sicht der privaten Marktteilnehmer) nicht Risiko-adäquaten Renditehöhe durch das 
kommunale Wohnungsunternehmen. Hierbei kann also die Differenz zwischen der tat-
sächlich erzielten betriebswirtschaftlichen Rendite und der dem Risiko eigentlich „ange-
messenen“ Rendite monetär bewertet, kapitalisiert und dem kommunalen Wohnungsun-
ternehmen als Leistung im Sinne der Stadtrendite zugeschrieben werden. Dies gilt im 
Grundsatz auch für die Errichtung von belegungsgebundenen Sozialwohnungen, wobei 
hier die i.d.R. gezahlten Subventionen einbezogen und eine Bewertung der durch die 
Subvention entstehenden Forderungen und Einschränkungen der Eigentumsrechte erfol-
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gen müssten.19 Es könnten auch für den jeweiligen lokalen Markt die Konditionen ge-
schätzt werden, bei denen private Investoren Bereitschaft zum Bau von Sozialwohnun-
gen zeigen würden: Die Differenz zu den günstigeren Konditionen der kommunalen 
Wohnungsunternehmen würde dann wiederum den Vorteil im Sinne einer Stadtrendite 
aufzeigen. 
Schließlich kann auch die Zusammenarbeit bei der Erstellung und Umsetzung von Wohn-
raumversorgungskonzepten zwischen kommunalen Wohnungsunternehmen und kom-
munaler Verwaltung als Beitrag zu einer wohlfahrtsökonomischen Stadtrendite angese-
hen werden. Hierbei entsteht aber ein eher qualitativ zu bewertender Vorteil, welcher sich 
aus der Verbindung von wohnungswirtschaftlicher Kompetenz der kommunalen Woh-
nungsunternehmen und der Planungs- und Umsetzungsfähigkeit innerhalb der eigenen 
Wohnungsbestände ergibt. Hier können die „kurzen Wege“ zwischen den beteiligten Per-
sonen und die gegenseitige langfristige Bindung als strategischer Vorteil der Zusammen-
arbeit gelten, welcher bei Dritten so nicht vorausgesetzt werden kann.  
Zur Erhebung der Stadtrendite in diesem Bereich können drei alternative Wege (je nach 
Datenlage) empfohlen werden: 
• Zunächst kann eine Schätzung der Einsparungen der öffentlichen Hand für die Be-

reitstellung von Angeboten besonderer Wohnformen erfolgen. Dies können sein 
z.B. Planungs- und Investitionskosten der Eigenerstellung oder Subventionen an 
Dritte, die solche Angebote für die Kommune erbringen.  

• Oder es wird der entgangene Gewinn des kommunalen Wohnungsunternehmens 
durch das ungünstige Risiko-Rendite-Profil bei besonderen Wohnformen ermittelt. 
Hierfür müsste jedoch zunächst eine Investitionsrechnung für diese speziellen Pro-
jekte Aufschluss über die konkrete Renditehöhe (z.B. statische Anfangsrendite) ge-
ben und diese mit der Durchschnittsrendite bei anderen Projekten des kommunalen 
Wohnungsunternehmens vergleichen werden, um eine mögliche Gewinneinbuße 
zur ermitteln. Bei dieser Renditeberechnung müssen die Planungs- und Investiti-
onskosten für besondere Wohnformen mit den Mieteinnahmen und den geflosse-
nen Fördermitteln verrechnet werden.  

• Als dritter Weg können Schätzungen für den Kaufpreis von Belegungsrechten für 
besondere Wohnformen durch die Kommune in entsprechender Höhe angesetzt 
werden. 

 

Prüffragen für die Kommune 
• Erbringt das kommunale Wohnungsunternehmen Neu- oder Umbaumaßnahmen in 

Risiko-behafteten Wohnungsteilmärkten? 
• Werden neue und innovative Wohnformen (mit höherem Risiko) im Bestand des 

kommunalen Wohnungsunternehmens entwickelt und angeboten (Pionierprojekte)? 
 

                                                 
19Auf die negativen Konsequenzen für eine wohlfahrtsökonomische Stadtrendite bei der überteuerter Erstel-

lung von sozialem Wohnungsbau (Problem der Kostenmiete) sowie der allgemeinen Problematik von ho-
hen Kostenmieten bei sinkenden ortsüblichen Vergleichsmieten soll hier zumindest kurz hingewiesen 
werden. 
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Fazit: Kategorie 1: Versorgung von Haushalten mit Marktzugangsschwierigkeiten 
Bei der Versorgung der Gruppe der einkommensschwachen Mieter lässt sich aufgrund der 
Transferzahlungen von keinem generellen Marktversagen ausgehen. Lediglich in sehr an-
gespannten Marktsituationen kann ein temporäres Marktversagen auftreten. Eine Stadt-
rendite durch die kommunalen Wohnungsunternehmen kann somit in diesem Vermie-
tungssegment kaum erzielt werden.  
Bei der Versorgung der heterogenen Gruppe der sozialschwachen Mieter kommt es in der 
Regel zu einem Marktversagen. Wenn kommunale Wohnungsunternehmen dieser Mieter-
gruppe Wohnraum zur Verfügung stellen, erzielen sie eine Stadtrendite. Diese kann durch 
die Bereitstellung weiterer bedarfsgerechter Hilfestellungen noch erhöht werden. In die-
sem Feld erbringen somit die kommunalen Wohnungsunternehmen ihren wesentlichen 
Beitrag zur wohlfahrtsökonomischen Stadtrendite. Allerdings sind bei der Bemessung 
auch negative Effekte durch Ineffizienzen und Opportunitätskosten zu berücksichtigen. 
Die Versorgung der Gruppe der Problemmieter kompensiert ein Marktversagen und erzielt 
somit eine Stadtrendite. Die intensive fachliche Betreuung erfolgt jedoch in der Praxis 
oftmals nur in Kooperation mit Wohlfahrtsträgern und Kommunen. Damit verbunden sind 
jedoch z.T. erhebliche Kosten und betriebswirtschaftliche Risiken. 
Durch die Bereitstellung und das Angebot besonderer Wohnformen können kommunale 
Wohnungsunternehmen ein temporäres bzw. Risiko-begründetes Marktversagen kompen-
sieren und eine Stadtrendite generieren. Weiterhin kann die Kooperation bei der Erstel-
lung und Umsetzung von Wohnraumversorgungskonzepten einen wohlfahrtsökonomi-
schen Beitrag erzeugen. Diese Effekte sind aber nur in Teilen monetär quantifizierbar.  

 

6.2 Kategorie 2: Wohnumfeld und Stadtentwicklung 
Die Quantifizierung von Stadtrendite in den Bereichen Wohnumfeld und Stadtentwicklung 
ist aufgrund der Komplexität der Leistungen schwierig und kann eher durch die Anwen-
dung verschiedener Methoden im Verbund miteinander (Methodenmix) geleistet werden.  
Im Folgenden werden verschiedene Methoden vorgestellt, welche eine Bemessung und 
Bewertung von Stadtrendite ermöglichen. Ein monetärer Ausdruck der Stadtrendite ist 
vielfach hilfsweise möglich, wird aber dem Bewertungsgegenstand vor allem bei der Ein-
schätzung von strategischen und politischen Handlungsspielräumen nicht gerecht. 
 

6.2.1 Versorgung und soziale Infrastruktur 
Quantifizierungsansätze 
Die Quantifizierung der Vorteile durch diese Infrastrukturen sollte sich sowohl auf eine 
nutzenorientierte als auch auf eine rein kostenorientierte Bemessung stützen. Allerdings 
ist die Bewertung der Vorteile aus Nutzersicht methodisch äußerst anspruchsvoll und 
aufwendig. Im Folgenden werden vier Quantifizierungsansätze vorgestellt. 
 
Analyse von Sozialindikatoren 
Es existieren einige wenige empirische Studien, die versuchen den Nutzen sozialer Infra-
strukturangebote im Verhältnis zu sinkenden Kriminalitätsraten und einer besseren Ge-



Stadtrendite durch kommunale Wohnungsunternehmen – Abschlussbericht 43 

 

Bewertung  BBR-Online-Publikation, Nr. 01/2008 

sundheit der Bewohner zu interpretieren. Diese Studien sind meist Fallstudien-orientiert 
angelegt und versuchen die Kosten und Nutzen von Eingriffsprogrammen und –
angeboten abzuschätzen.20 Hierbei wird methodisch oft mit „Vergleichsgebieten“ gearbei-
tet, um die Ausgaben abschätzen zu können. 
Es kann im Einzelfall eine Vorher-Nachher-Erfassung von Sozialindikatoren (Kriminalität, 
Gesundheit) in ausgewählten Siedlungen kommunaler Wohnungsunternehmen durchge-
führt werden. Hierbei müssten die Veränderungen der Werte im Zeitverlauf mit der Ein-
führung von sozialen Infrastrukturangeboten korreliert werden. Abgesehen jedoch von 
dem Problem der „kleinräumigen“ Datenbeschaffung zu zwei „richtigen“ Zeitpunkten wäre 
die Kausalitätsfrage zu qualifizieren. Hierbei müssten Auswirkungen anderer Entwicklun-
gen (allgemeine Veränderungen der Kriminalitäts- und Gesundheitsentwicklung) heraus-
gerechnet werden, um den Einfluss der Infrastrukturangebote zu isolieren. Insgesamt 
erscheint diese Methode ebenfalls ungeeignet, mit angemessenem Aufwand zu Ergeb-
nissen zu kommen. 
 
Kostenerfassung 
Ein weiterer Weg der Annäherung an eine Quantifizierung der Vorteile der Infrastruktur-
angebote könnte in einer kostenseitigen Bemessung liegen (vgl. Schwalbach et al. 2006). 
Hierfür müssten die Ausgaben des Unternehmens für diese Infrastrukturen für den jewei-
ligen Betrachtungszeitraum herangezogen werden, die sich in der Erlös- und Kosten-
rechnung des Unternehmens finden lassen. Diese Art der Bemessung sieht sich jedoch 
dem methodischen Vorwurf ausgesetzt, dass nicht für jede Ausgabe des Unternehmens 
für derartige Infrastrukturen eine „Erfolgsgarantie“ in dem Sinne gegeben ist, dass die 
Kosten exakt dem empfundenen Nutzen der Begünstigten entsprechen. Zudem müsste 
gewährleistet sein, dass alle öffentlichen Mittel und Subventionen, die dem Unternehmen 
zur Bereitstellung dieser Infrastrukturen zufließen zunächst abgezogen werden. Auch die 
von den Nutzern für diese Infrastrukturen zu entrichtenden Gebühren müssten vorher 
abgezogen werden. Ebenfalls müssten mögliche Mitnahmeeffekte erfasst und herausge-
rechnet werden. Grundsätzlich erscheint es jedoch möglich, über die Kostenseite des 
Unternehmens grobe Vorstellungen über „Wertäquivalente“ positiver Leistungen durch 
das kommunale Wohnungsunternehmen zu erhalten. 
 
Kapitalisierung im Bodenpreis 
Eine weitere Möglichkeit der Bemessung des Wertes von infrastrukturellen Leistungen 
gründet sich auf Erkenntnisse der Kapitalisierungsforschung (z.B. Voith 1993, Hilber 
1998). Zentrale Annahme dieser Theorie ist, dass sich die Vorteile der städtebaulichen 
und technischen Infrastrukturen in einer Erhöhung des Nutzungspotenzials und somit 
auch des Bodenpreises zeigen.21 Es könnten somit auf der Grundlage von Bodenpreis-
veränderungen in betreffenden Untersuchungsgebieten diejenigen Wertanteile geschätzt 
werden, die auf die Bereitstellung der Infrastruktur zurückzuführen sind. Es gibt hierzu 

                                                 
20 Z.B. Phibbs, P. (1999) The Social and Economic Impacts of Unmet Housing Needs, Queensland Govern-

ment (Australia), Department of Housing, Occasional Paper 4. Stubbs, J (1996) Social Cost Benefit 
Analysis of NSW Department of Housing’s Neighbourhood Improvement Program – Case Study: Airds for 
NSW Department of Housing, March, 1996. 

21 Auf eine ähnliche Argumentation baut beispielsweise auch das Besondere Städtebaurecht des BauGB auf, 
indem begünstigte Eigentümer einer städtebaulichen Sanierungs- oder Entwicklungsmaßnahme gemäß 
§154 BauGB einen Ausgleichsbetrag für die öffentlich bedingte Bodenpreiserhöhung zu entrichten haben. 
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einige empirische Studien in Bezug auf verkehrliche Infrastrukturen (Voith 1993, Hilber 
1998) und viele praktische Erfahrungen im Rahmen der üblichen Bodenwertbegutach-
tung aufgrund von Infrastrukturinvestitionen. Allerdings ist hierbei zu bedenken, dass e-
benfalls die kommunalen Wohnungsunternehmen als Eigentümer von angrenzenden 
eigenen Liegenschaften von derartigen Vermögenszuwächsen durch Bodenpreissteige-
rungen profitieren. Dieser Effekt ist einer etwaigen Stadtrendite in jedem Fall gegen zu 
rechnen. Die Praktikabilität und die Angemessenheit des Ermittlungsaufwandes werden 
für diese Methode von den Experten ebenfalls kritisch gesehen. 
Aus wissenschaftlicher Sicht ist zwar in einer Kombination der erwähnten Methoden eine 
plausible Bemessung der Vorteile möglich. Hierbei könnte in der kostenorientierten Er-
fassung eine Art Obergrenze gesehen werden. Allerdings ist der Aufwand einer Erfas-
sung erheblich und mit der Bedeutung des erwarteten Ergebnisses abzuwägen. Folgt 
man der Einschätzung der Experten, so sollte einer kostenorientierten Bemessung ge-
folgt werden. Diese sollte jedoch in ihrem „anrechenbaren“ Umfang kritisch geprüft wer-
den. Aus pragmatischen Gründen wird eine rein kostenmäßige Erfassung der Leistungen 
empfohlen. Hierbei ist jedoch darauf zu achten, dass die offensichtlich rein betriebswirt-
schaftlich begründeten Maßnahmen nicht erfasst werden, sondern nur die Maßnahmen, 
die über das rein betriebswirtschaftliche Kalkül hinaus gehen. Ergänzend wird eine quali-
tative Einschätzung der Leistungen mittels der Prüffragen empfohlen, um die kommuna-
len strategischen und politischen Vorteile abbilden zu können. 
 

Prüffragen für die Kommune 
• Werden Maßnahmen zur Verbesserung der sozialen Infrastruktur durch das Woh-

nungsunternehmen durchgeführt? Welchen Nutzen erzielen diese Maßnahmen? 
• Werden im Falle einer Veräußerung des kommunalen Wohnungsunternehmens 

diese Maßnahmen durch die Käufer fortgesetzt? Welche Kosten würden der Kom-
mune entstehen, wenn diese Maßnahmen in Eigenleistung durchgeführt werden 
müssten? 

 

6.2.2 Kooperation im Rahmen von Stadtentwicklung 
Quantifizierungsansätze 
Die quantitativen Vorteile, die aus einem kooperativen, nicht-eigennützig motivierten Ver-
halten von kommunalen Wohnungsunternehmen im Bereich Stadtentwicklung resultieren, 
sind methodisch schwer zu erfassen. Es handelt sich hierbei vielfach um eher qualitative 
Vorteile, die sich im Sinne einer langfristig verbesserten Stadtentwicklung entfalten kön-
nen. Für eine Quantifizierung müssten zunächst all jene Leistungen und Aktivitäten iso-
liert erfasst werden, die in den betreffenden Städten helfen, entstandene Entwicklungs-
blockaden zu überwinden, positive externe Effekte bzw. öffentliche Güter zu schaffen und 
dabei keinem betriebswirtschaftlichem Kalkül folgen.  
Bezogen auf die Aufwertung und den Neubau könnten dies Investitionen z.B. in „abglei-
tenden“ Gebieten (Degradationsgebiete) sein, die helfen einen Abwärtstrend aufzuhalten, 
indem sie positiv auf andere Gebäude und das Quartier als „Ganzes“ ausstrahlen. Diese 
Form von positiven externen Effekten ist in der Literatur relativ unstrittig (Mackscheidt 
1982, Eekhoff 1987, McDonald, McMillen 2003). Es gibt Gebiete, die aufgrund der „ab-
wartenden Haltung“ von Eigentümern immer stärker in eine Abwärtsspirale hineinrut-
schen können (Gefangenendilemma).  
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Ob eine Investition in derartigen Gebieten aus betriebswirtschaftlicher Perspektive sinn-
voll gewesen ist, stellt sich auch für das Wohnungsunternehmen meist erst sehr viel spä-
ter heraus. Sie ist häufig mit einem gewissen Risiko behaftet und kann durchaus (in ge-
wissem Umfang) als Leistung zur Überwindung einer Entwicklungsblockade interpretiert 
werden.  
Ähnlich verhält es sich mit dem Aspekt des Rückbauens. Von Seiten der Wohnungsun-
ternehmen wird häufig argumentiert, dass sie sehr viel Geld für den Abriss von Wohn-
einheiten in Rückbaugebieten ausgeben. Allerdings kann auch davon ausgegangen wer-
den, dass die Unternehmen langfristig von einer Stabilisierung bzw. Anpassung der An-
gebotsseite an eine schrumpfende Nachfrage profitieren können. Ein weiteres Gegenar-
gument liegt darin begründet, dass sich schon allein aus betriebswirtschaftlicher Sicht ein 
Weiterbetreiben von Immobilien ab bestimmten gebäudebezogenen Leerstandsquoten 
aufwärts (abhängig vom jeweiligen Gebäudetyp) aufgrund der anfallenden Betriebskos-
ten nicht mehr „rechnet“. 
Es wäre somit ebenfalls zu unterscheiden zwischen jenen Leistungen, die einer betriebs-
wirtschaftlichen Zielerreichung dienen und jenen, die zur Auflösung einer „Rückbau-
Blockade“ dienen und somit zur Überwindung des Gefangenendilemmas an dieser Stelle 
beitragen. Die Quantifizierung einer Stadtrendite durch Rückbau von Wohnraum ist daher 
methodisch schwierig. Bezogen auf die Bewertung dieser Leistungen für die Stadt als 
Ganzes wäre es generell wünschenswert, wenn es eine Bewertung des Marktes für diese 
Leistungen gäbe. Öffentliche Güter und technologische externe Effekte zeichnen sich 
jedoch per Definition bereits dadurch aus, dass es keinen Markt für sie gibt, da der Markt 
in gewisser Weise bei ihnen „versagt“. Es kann somit auch kein künstlicher Markt für die-
se Leistungen geschaffen werden.  
Die Ermittlung des Wertes dieser Leistung kann über die Erfassung der Kosten erfolgen:  
 
Kostenerfassung 
Eine Näherungsweise an die Bewertung des städtischen Nutzens aus diesen Maß-
nahmen kann sich auf die Kostenseite stützen. Der Teil der Abrisskosten, welcher nicht 
durch Fördermittel und Subventionen abgedeckt wird, könnte als Beitrag zur Stadtrendite 
gezählt werden. Hierbei werden alle Kosten zur Erstellung der benannten Leistung zu 
einer Gesamtsumme addiert (vgl. Schwalbach et al 2006). Es ist jedoch methodisch kri-
tisch anzumerken, dass die Abgrenzung von nicht-betriebswirtschaftlich intendierten Leis-
tungen sich schwierig gestaltet und ihre reine kostenseitige Darlegung nur begrenzt aus-
sagefähig bzgl. des städtischen Vorteils ist. Auf der Betrachtungsebene des gesamten 
kommunalen Wohnungsmarktes könnten daher auch die absoluten Abrisszahlen im Ver-
gleich zum Bestand und dem Abrissvolumen privater Wohnungsunternehmen zur Quanti-
fizierung herangezogen werden.  
Dieser Quantifizierungsweg ist methodisch jedoch sehr komplex und mit einem vernünfti-
gen Aufwand kaum zu leisten. Es müssten zunächst all jene Leistungen und Aktivitäten 
der Wohnungsunternehmen isoliert erfasst werden, die in den Städten helfen, entstande-
ne Entwicklungsblockaden zu überwinden, positive externe Effekte bzw. öffentliche Güter 
zu schaffen und dabei keinem rein betriebswirtschaftlichem Kalkül folgen. Da diese Tren-
nung methodisch kaum vorzunehmen ist, wird eine qualitative Beschreibung dieser Leis-
tungen anhand der Prüffragen empfohlen. 
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Prüffragen für die Kommune 
• Welche Formen der Kooperation finden zwischen der Kommune und dem kommu-

nalen Wohnungsunternehmen statt, und welche Erfolge sind dadurch zu verzeich-
nen? 

• Werden im Falle einer Veräußerung des kommunalen Wohnungsunternehmens 
diese Kooperationen durch die Käufer fortgeführt? 

 

Fazit: Kategorie 2: Wohnumfeld und Stadtentwicklung 
Die Maßnahmen von Wohnungsunternehmen zur Entwicklung von Wohnumfeld und 
Stadtentwicklung verschaffen der Kommune im Sinne der Stadtrendite einen Mehrwert. 
Diese Stadtrendite ist vor allem in den Komponenten der Versorgung und der sozialen 
Infrastruktur zu vermuten, da hier am ehesten ein Marktversagen bzw. eine Marktunvoll-
kommenheit vorliegt.  
Um diesen Mehrwert zu bemessen, ist eine auf die kostenmäßige Erfassung reduzierte 
Bemessung möglich, lässt aber den Nutzen solcher Maßnahmen außer Acht. Der Darstel-
lung der Kosten müssen zudem die vom Wohnungsunternehmen erhaltenen Fördermittel 
gegenübergestellt werden. Darüber hinaus müssen die Maßnahmen aus der Stadtrendite 
herausgerechnet werden, die rein betriebswirtschaftlich intendiert sind.  
Eine Einschätzung der „gemeinwohlorientierten“ Maßnahmen und ihres Wertes im Sinne 
einer Stadtrendite ist jedoch methodisch schwierig. Möglich ist, einen prozentualen Anteil 
an den Ausgaben der Unternehmen anzurechnen. Die Höhe dieses Anteils könnte über die 
Untersuchung empirischer Beispiele festgelegt werden.  
Die Leistungen von Wohnungsunternehmen im Rahmen von Stadtentwicklungsprozessen 
und –programmen führen grundsätzlich bei der Stadt zu einer Stadtrendite. Eine rein kos-
tenmäßige Erfassung der Ausgaben in diesem Bereich ist jedoch nicht geeignet, die tat-
sächliche Höhe dieser Stadtrenditenkomponenten zu ermitteln, da viele Leistungsbestand-
teile entweder betriebswirtschaftlich intendiert sind oder z.T. durch Fördermittel oder 
Vergütungen bezuschusst werden. Auch hier könnte ein (geschätzter) prozentualer Anteil 
an den Ausgaben der Unternehmen angerechnet werden.  
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6.3 Kategorie 3: Ökologie 
6.3.1 Komponenten: Maßnahmen zur Ressourceneinsparung, Ökologische 

Wohnumfeldmaßnahmen, Flächenrecycling 
Quantifizierungsansätze 
Der Expertenworkshop hat für diese und die folgende Kategorie eine zu geringe Rele-
vanz im Rahmen der Stadtrendite durch kommunale Wohnungsunternehmen gesehen, 
um diese weiter zu verfolgen. Neben dieser kritischen Beurteilung der Bedeutung dieser 
Kategorie wird ferner zu einer qualitativen Bemessung geraten. 
Die Wertbestimmung für diese Projekte und Maßnahmen könnte sich auf die Anwendung 
von Zahlungsbereitschaftsanalysen stützen. Hierbei wird bei (potentiellen) Nutzern in 
Interviews die Bereitschaft zur Zahlung für ökologische Qualitäten abgefragt, um hier-
durch einen monetären Ausdruck für die Wertigkeit der Angebote in den Augen der Nut-
zer zu erhalten. Es lassen sich aus derartigen Befragungen auch Nachfragekurven ablei-
ten, die Aufschluss über „durchschnittliche“ Preis-Mengen-Relationen und die Elastizität 
der Nachfrage zulassen. Die methodischen Einwände gegen die Zahlungsbereitschafts-
analyse stützen sich meist auf die „konstruierte Kaufsituation“, die bezüglich der Zah-
lungsbereitschaft der Befragten als fehleranfällig charakterisiert wird. Auch die Bewertung 
dieser Methode durch die Experten des Workshops fällt vergleichsweise kritisch aus, da 
ihre Praktikabilität angezweifelt wird. 
Gerade zur Bestimmung von gesellschaftlich empfundenen Nutzen von Umweltgütern 
existieren einige deutsche Studien, die sich auf die Anwendung von derartigen Befragun-
gen stützen (Meyerhoff 2004; Elsasser Meyerhoff 2001, Klaphake 2005). Bei der Anwen-
dung dieser Methode bestehen allerdings Schwierigkeiten, die mit der nur rein potenziel-
len Befragung zur Zahlungsbereitschaft der Bürger und dem Aufwand für eine derartige 
Befragung verbunden sind.  
Eine verkürzte Perspektive auf den städtischen Nutzen durch ökologische Maßnahmen 
von kommunalen Wohnungsunternehmen lässt sich zwar auch über die Kostenseite des 
Wohnungsunternehmens aufbauen. Hierbei müsste versucht werden, alle Kostengruppen 
der Kosten- und Leistungsrechnung, die zur Erbringung der ökologischen Maßnahme 
verursacht wurden, mit ihrem tatsächlichen Wert zu erfassen. Bei einer solchen Vorge-
hensweise kann dann zwar ermittelt werden, was die einzelne Maßnahme das Unter-
nehmen gekostet hat, nicht aber wie hoch der städtische Wert einer solchen Maßnahme 
ist. Die addierten Kosten wären in diesem Falle lediglich ein Wertsurrogat und aus Sicht 
der Quantifizierung unbefriedigend. Zudem wäre es notwendig, die rein betriebswirt-
schaftlich intendierten Projekte von jenen zu trennen, deren Nutzen sich nicht unmittelbar 
preislich (z.B. in Form von Betriebskostenersparnis) ausdrückt. Denn letztere können in 
keinem Fall als Stadtrendite aufgefasst werden.  
Insgesamt wird diese Kategorie als theoretisch bedingt relevant für eine Stadtrendite 
durch kommunale Wohnungsunternehmen eingeschätzt und aufgrund der Messmetho-
den eine höchstens vorsichtige qualitative Erfassung der Vorteile empfohlen.  
 

Prüffragen für die Kommune 
• Welche ökologisch orientierten Maßnahmen werden durch das kommunale Woh-

nungsunternehmen durchgeführt 
• Konnte durch die Maßnahmen eine ökologische Aufwertung des Quartiers / der 

Stadt erreicht werden? 
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• Würden im Falle eines Verkaufes weitere Maßnahmen durchgeführt werden, bzw. 
kann der erreichte Status aufrecht erhalten bleiben? 

 

Fazit: Kategorie 3: Ökologie 
Maßnahmen von Wohnungsunternehmen zur Steigerung ökologischer Qualitäten des 
Wohnumfeldes bzw. des Wohnungsbestandes verschaffen der Kommune im übertragenen 
Sinne eine Stadtrendite. Diese Stadtrendite ist in allen Komponenten anzunehmen, in de-
nen ein Marktversagen bzw. eine Marktunvollkommenheit vorliegt. Darüber hinaus wird 
eine Externalisierung von Umweltkosten auf die Gesellschaft vermieden.  
Um die Stadtrendite zu erheben, ist es möglich, eine kostenmäßige Erfassung der Maß-
nahmen durchzuführen, was aber den erbrachten Nutzen solcher Maßnahmen nicht abbil-
den wird. Ebenso müssen die vom Wohnungsunternehmen erhaltenen Fördermittel in die 
Darstellung einbezogen werden. Nicht zuletzt müssen die positiven betriebswirtschaftli-
chen Effekte für das Wohnungsunternehmen z.B. durch Wertsteigerungen berücksichtigt 
werden. Zur Bestimmung der Stadtrendite wäre eine Zahlungsbereitschaftsanalyse - neben 
der Erfassung der Kosten - geeignet, sich dem Wert einer ökologisch orientierten Maß-
nahme anzunähern. Empfohlen wird aber eher eine qualitative Erfassung der Effekte.  

 

6.4 Kategorie 4: Ökonomie 
Quantifizierungsansätze 
Auch für diese Kategorie erkennt das Expertengremium ein lediglich theoretisches Inte-
resse in Bezug auf die Relevanz für eine Stadtrendite durch kommunale Wohnungsun-
ternehmen. Zunächst wäre bei der Beschäftigungs- und Wirtschaftsförderung festzustel-
len, welche Maßnahmen in den jeweiligen lokalen Märkten tatsächlich Marktunvollkom-
menheiten kompensieren, zu denen es auch keine effizienteren Alternativen gibt. Die 
Maßnahmen, die dieser Überprüfung standhalten, sollten mit dem Wert ihres gesell-
schaftlichen Nutzens in die Stadtrenditeberechnung einfließen. Die Bemessung des ge-
sellschaftlichen Nutzens ist jedoch methodisch schwierig und sollte i.d.R. lediglich quali-
tativ erfolgen.  
 
Kostenerfassung 
Die Quantifizierung der Vorteile derartiger Maßnahmen über die Kostenseite des Woh-
nungsunternehmens stellt wiederum nur eine zweitbeste Möglichkeit dar, da die Kosten 
nicht unbedingt dem Nutzen für die Stadt entsprechen müssen. Bei diesem Weg wäre es 
wichtig, den Ausgaben des kommunalen Wohnungsunternehmens für derartige Maß-
nahmen auch die Gegenleistung der geförderten Mitarbeiter und Unternehmen gegen-
über zu stellen, da diese zur Realisierung ihrer betriebswirtschaftlichen Ziele eingesetzt 
werden. Zudem müsste gewährleistet werden, dass alle Subventionen, die in diesem 
Zusammenhang geflossen sind, ebenfalls abgezogen werden. 
 
Einsparungen in anderen Ressorts 
Ein weiterer theoretisch gangbarer Weg der Bemessung des städtischen Vorteils wäre, 
die eingesparten Kosten der öffentlichen Hand anzusetzen, die z.B. bei den Sozialkassen 
oder der kommunalen Wirtschaftsförderung vermieden werden. Ziel dieser Art der Quan-
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tifizierung wäre es also, jenen Teil der Förderung herauszufiltern, den die kommunalen 
Wohnungsunternehmen ohne betriebswirtschaftliches Kalkül in effizienter Weise an Wirt-
schafts- und Beschäftigungsförderung an Unternehmen und Mitarbeiter der Kommune 
ausgeben bzw. zu erfassen, in welcher Höhe sie der Kommune Ausgaben in diesen Be-
reichen ersparen. Diese Herauslösung eines derartigen finanziellen Vorteils verharrt je-
doch im Bereich der theoretischen Definition und ist für eine praktische Bemessung e-
benfalls nicht geeignet.  
Zusammenfassend ist für diese Kategorie die Einschätzung der Experten zu teilen, dass 
es sich um eine für die praktische Bemessung der Stadtrendite vernachlässigbare Kate-
gorie handelt, die zudem nicht im „Kerngeschäft“ angesiedelt ist. Selbst eine theoretisch 
denkbare Bedeutung für die Stadtrendite ist im Praxisfall aufgrund von Messproblemen 
höchstens qualitativ zu erfassen und insgesamt zu vernachlässigen. 
 

Prüffragen für die Kommune 
• In welchem Umfang ist das Unternehmen bei der Förderung von Beschäftigung in 

der Kommune tätig? 
• In welchem Umfang ist das Unternehmen bei der Förderung von Gewerbe und Un-

ternehmen in der Kommune tätig? 
• Gibt es alternative (und effizientere) bestehende und zukünftige Förderungsmög-

lichkeiten für Beschäftigung und lokale Wirtschaft in der Kommune (alternative Trä-
ger)? 

• Welchen Wert haben diese Beschäftigungs- und Gewerbevorteile für die Kommune 
bzw. die kommunale Politik? 

 

Fazit: Kategorie 4: Ökonomie 
Eine Stadtrendite wird nur durch diejenigen Maßnahmen und Maßnahmenanteile erbracht, 
die nicht betriebswirtschaftlich intendiert sind, nicht aus anderen Quellen gefördert wer-
den und für die keine effiziente Umsetzungsalternative existieren. In Höhe dieser Auf-
wendungen bzw. Einsparungen bei der Kommune kann eine Stadtrendite mit Einschrän-
kungen bzgl. der Aussagefähigkeit kostenseitig bemessen werden. Inwieweit der Umfang 
der Stadtrendite mithilfe eines stadtökonomischen Multiplikators hierbei noch verstärkt 
wird, kann hier nicht abschließend beurteilt werden, da dies von der räumlichen Ausgabe-
struktur des kommunalen Wohnungsunternehmens und der begünstigten Handwerker, 
Unternehmen und Beschäftigten abhängt.  
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6.5 Bewertungsmatrix  
In der folgenden Matrix sind als zentrales Ergebnis die Kategorien und Komponenten 
zusammen mit den möglichen Bewertungswegen und den Prüffragen für die Kommunen 
dargestellt. Durch diese Matrix wird es den Kommunen ermöglicht, die Bedeutung des 
eigenen kommunalen Wohnungsunternehmens (KWU) für eine Stadtrendite systematisch 
zu erfassen. Hierfür muss die Kommune aus der jeweiligen Vor-Ort-Perspektive die poli-
tische Bedeutung und die jeweilige Datenlage in die Tabelle einbringen. 
In der jeweiligen Komponentenspalte wird in einem ersten Schritt die Bedeutung der 
Komponenten für die Erbringung einer Stadtrendite in Form von Plus, Minus und „0“ ein-
geschätzt. Diese grobe Einschätzung sollte von den jeweiligen Kommunen vor dem eige-
nen Hintergrund überprüft werden. Aufgrund der methodischen Vielfalt und den unter-
schiedlichen kommunalen Ausgangslagen wird sich das „Füllen“ dieser Matrix von Kom-
mune zu Kommune unterscheiden.  
Entlang der vorgestellten Methoden kann eine Bewertung vorgenommen werden, welche 
in bestimmten Bereichen monetär darstellbar ist oder eher nutzwertanalytisch bzw. ver-
bal-argumentativ erfolgen kann.22 
Die Verwendung dieser Bewertungsmatrix ermöglicht, dass die „prüfende“ Kommune die 
wesentlichen Felder, auf denen sich Effekte einer Stadtrendite ergeben können, berück-
sichtigt und durch eigene Gewichtung den kommunalen Bewertungsprozess transparen-
ter macht. Dabei werden neben der objektiv erfassbaren kommunalen Situation auch 
politische und gesellschaftliche Leitvorstellungen den Bewertungsprozess prägen. Die 
notwendige Überprüfung der immobilienökonomischen und betriebswirtschaftlichen Si-
tuation und Möglichkeiten des kommunalen Wohnungsunternehmens bleiben davon aber 
unberührt. 
Sollen kommunale Wohnungsunternehmen miteinander verglichen werden, so lassen 
sich die monetär ermittelten Komponenten ins Verhältnis setzen zum im Unternehmen 
gebundenen öffentlichen Kapital. Hierfür kann der Firmenwert z.B. gemäß Discounted 
Cash Flow Methode ermittelt und verwendet werden. Die so errechnete Renditekennziffer 
kann interpretiert werden als Ausdruck für die Rentabilität des eingesetzten städtischen 
Kapitals für Zwecke des kommunalen Gemeinwesens, also als eine Stadtrendite im en-
geren Sinne. Hierbei ist allerdings einschränkend anzumerken, dass  
• diese Renditekennziffer unvollständig ist, da sie die qualitativen Aspekte nicht um-

fasst 
• diese Renditekennziffer sich nicht für einen Vergleich mit privaten Unternehmen 

eignet, da diese über kein oder nur geringes öffentliches Kapital verfügen. Ein sol-
cher Vergleich ist demnach irreführend und nicht sinnvoll. 

Ergänzend zur Quantifizierung kann mithilfe der Prüffragen (Tabelle 4) der Nutzen der 
Wohnungsunternehmen abgefragt und qualitativ beschrieben werden. Bei überwiegend 
positiver Beantwortung dieser Fragen kann davon ausgegangen werden, dass durch das 
Wohnungsunternehmen eine Stadtrendite erwirtschaftet wird, ohne die Summe genau zu 
beziffern. Im Sinne einer Selbstevaluation können sowohl die Unternehmen selbst als 
auch die Kommunen die Fragekataloge abarbeiten und damit die quantitativen Vorteile 
herausarbeiten. 
                                                 
22 In der Matrix werden lediglich die Methoden aufgeführt, die aus Sicht der Gutachter und des Expertengre-

miums als praktikabel erachtet werden. So wird beispielsweise die Durchführung von Zahlungsbereit-
schaftsanalyse nicht empfohlen, auch wenn sie theoretisch geeignet ist, ein geldliches Äquivalent für den 
Nutzen einer Maßnahme abzubilden.  
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Zur Gesamtbeurteilung muss die monetäre Gesamtsumme um die Einschätzungen zu 
den qualitativen Leistungen ergänzt werden, wie sie mithilfe der Prüffragen ermittelt wer-
den können. Erst diese Zusammenschau ergibt dann ein Gesamtbild der Leistungen des 
Wohnungsunternehmens im Sinne der Stadtrendite. 

Tabelle 3: Bewertungsmatrix  

 

Komponente 

Bedeutung für Stadtrendite:  
[ 0 ] = durchschnittlich  
[ + ] = wichtig 
[ - ] = unterdurchschnittlich 

Quantifizierung der Stadtrendite  

(bezogen auf einen definierten Zeitraum, z.B. 1 Jahr) 

Einkommensschwache  
Mieter [ 0 ] 

1. Nur in angespannten Märkten: Bereitstellungskosten für 
den Wohnraum auf der Grundlage von Versorgungszahlen 
der KWU abzüglich Transferzahlungen und Subventionen 
oder 

2. Einsparung der Kommune für den Nichterwerb von Be-
legungsrechten 

Sozialschwache Mieter /  
Problemmieter [ + ] 

1. Bereitstellungskosten für Wohnraum auf der Grundlage 
von Versorgungszahlen abzüglich Transferzahlungen und 
Subventionen und Personal- und Sachkosten für Betreu-
ungsleistungen oder 

2. Einsparung der Kommune für den Nichterwerb von Be-
legungsrechten und Ansatz der Einsparungen der öffentli-
chen Hand (Personal-, Investitions-Unterhaltungskosten) 
für Betreuungskosten 

V
er

so
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g 
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n 

H
au

sh
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n 

m
it 

M
ar

kt
zu

ga
ng

ss
ch

w
ie
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ke

ite
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Angebot besonderer  
Wohnformen [ 0 ] 

1. Einsparungen der öffentlichen Hand zur Bereitstellung 
von Angeboten besonderer Wohnformen oder 

2. Unrentierliche Kosten der Investitionen bzw. Gewinn-
einbuße: Verrechnung von Planungs- und Investitionskos-
ten für besondere Wohnformen abzgl. Mieteinnahmen und 
Fördermittel für diese über den Vergleich mit üblicher 
Durchschnittsrendite (z.B. statische Anfangsrendite) oder 

3. Ansatz von Kosten für den Erwerb von Belegungsrech-
ten für diese speziellen Wohnformen abzgl. Mieterträge 
auf kommunaler Seite. 
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Versorgung und soziale  
Infrastruktur [ + ] 

1. Personal-, Sach- und Investitionskosten des KWU ab-
züglich ihres betriebswirtschaftlich intendierten Anteils und 
Förderungen Dritter oder 

2. Ansatz der Einsparungen der öffentlichen Hand (Perso-
nal-, Sach-, Investitionskosten) für derartige Maßnahmen 
(nach jeweiligem kommunalem Modus)  

Kooperation im Rahmen von 
Stadtentwicklung [ + ] 

rein qualitative Einschätzung des Nutzens über Prüffragen 

Ö
k

og
ie

 
ol

Maßnahmen zur Ressour-
ceneinsparung [ - ] 

Ökologische Wohnumfeld-
maßnahmen [ - ] 

rein qualitative Einschätzung des Nutzens über Prüffragen 

rein qualitative Einschätzung des Nutzens über Prüffragen 

Flächenrecycling [ - ] rein qualitative Einschätzung des Nutzens über Prüffragen 

Lokale / regionale Wirtschaft 
[ - ] 

rein qualitative Einschätzung des Nutzens über Prüffragen 

n
Ö

ko
om

ie
 

 

Arbeitsmarkt  
[ - ] 

rein qualitative Einschätzung des Nutzens über Prüffragen 
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Tabelle 4: Prüffragen  

Komponente Prüffragen  

Einkommensschwache  
Mieter 

Sozialschwache Mieter /  
Problemmieter 

• Ist die Wohnraumversorgung insbesondere für Sozial-
schwache Mieter und Problemmieter beim KWU signifikant 
höher als bei privaten Wohnungsunternehmen? 

• Wie wird sich bei der derzeitig abzusehenden Wohnungs-
marktentwicklung die Zahl und Versorgung von Haushalten 
mit Marktzugangsschwierigkeiten in der Kommune entwi-
ckeln? 

• Wie entwickelt sich der Bestand der belegungsgebundenen 
Wohnungen? Muss mittelfristig eine wohnungsmarktpoliti-
sche Alternative zur Versorgung sozialschwacher Mieter ge-
schaffen werden? Kann das KWU eine besondere Rolle bei 
der Versorgung von Haushalten mit Marktzugangsschwie-
rigkeiten übernehmen? 

• Welche Form der Versorgung bietet das KWU für Problem-
mieter? Wie gestaltet sich hierbei die Zusammenarbeit mit 
kommunalen und freien Wohlfahrtseinrichtungen? 

Angebot besonderer  
Wohnformen 

• Erbringt das KWU Neu- oder Umbaumaßnahmen in risiko-
behafteten Wohnungsteilmärkten? 

• Werden neue und innovative Wohnformen (mit höherem 
Risiko) im Bestand des KWU entwickelt und angeboten (Pi-
onierprojekte)? 

Versorgung und soziale  
Infrastruktur 

• Werden Maßnahmen zur Verbesserung der sozialen Infra-
struktur durch das Wohnungsunternehmen durchgeführt? 
Welchen Nutzen erzielen diese Maßnahmen? 

• Werden im Falle einer Veräußerung des KWU diese Maß-
nahmen durch die Käufer fortgesetzt? Welche Kosten wür-
den der Kommune entstehen, wenn diese Maßnahmen in 
Eigenleistung durchgeführt werden müssten? 

Kooperation im Rahmen von 
Stadtentwicklung 

• Welche Formen der Kooperation finden zwischen der Kom-
mune und dem kommunalen Wohnungsunternehmen statt 
und welche Erfolge sind dadurch zu verzeichnen? 

• Werden im Falle einer Veräußerung des KWU diese Koope-
rationen durch die Käufer fortgeführt? 
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Maßnahmen zur Ressour-
ceneinsparung 

Ökologische Wohnumfeld-
maßnahmen 

Flächenrecycling 

• Welche ökologisch orientierten Maßnahmen werden durch 
das kommunale Wohnungsunternehmen durchgeführt 

• Konnte durch die Maßnahmen eine ökologische Aufwertung 
des Quartiers / der Stadt erreicht werden? 

• Würden im Falle eines Verkaufes weitere Maßnahmen 
durchgeführt werden bzw. kann der erreichte Status auf-
recht erhalten bleiben? 

Lokale / regionale Wirtschaft  

Arbeitsmarkt 

• In welchem Umfang ist das Wohnungsunternehmen bei der 
Förderung von Beschäftigung in der Kommune tätig? 

• In welchem Umfang ist das Wohnungsunternehmen bei der 
Förderung von Gewerbe und Unternehmen in der Kommune 
tätig? 

• Gibt es alternative (und effizientere) bestehende und zu-
künftige Förderungsmöglichkeiten für Beschäftigung und lo-
kale Wirtschaft in der Kommune? 

• Welchen Wert haben diese Beschäftigungs- und Gewerbe-
vorteile für die Kommune?  
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7 Diskussion zu wohnungspolitischen Implikationen 
Diese Expertise zur Stadtrendite kommunaler Wohnungsunternehmen schärft mit ihren 
Ergebnissen den Blick auf die Rolle und Leistungen kommunaler Wohnungsunternehmen 
innerhalb eines unvollkommenen lokalen Wohnungsmarktes.  
Es wurde deutlich, dass kommunale Wohnungsunternehmen aufgrund ihres Engage-
ments in den beiden Bereichen „Versorgung von Haushalten mit Marktzugangsschwierig-
keiten“ und „Wohnumfeld und Stadtentwicklung“ vorhandene Marktunvollkommenheiten 
am Wohnungsmarkt ausgleichen und somit zu einer Wohlfahrtssteigerung beitragen kön-
nen.  
Inwieweit einzelne kommunale oder auch private Wohnungsunternehmen dieses Verbes-
serungspotenzial tatsächlich erbringen, und wie hoch es ausfällt, kann jedoch nur im Ein-
zelfall genauer untersucht und festgestellt werden. Pauschale Aussagen erscheinen vor 
dem Hintergrund einer heterogenen Anbieter- und Wohnungsmarkstruktur als nicht an-
gemessen. Die politische Bewertung des Nutzens kommunaler Wohnungsunternehmen 
bleibt daher ein Stück weit von weiteren, insbesondere empirischen Forschungsergeb-
nissen zu diesem Themenkomplex abhängig. 
Es lässt sich aber festhalten, dass durch die Intensivierung der Auseinandersetzung eine 
Sensibilisierung von Politik und Fachöffentlichkeit für die nicht in der betriebswirtschaftli-
chen Rendite von (kommunalen) Wohnungsunternehmen enthaltenen zusätzlichen Leis-
tungen für das städtische Gemeinwesen gelungen ist. Es gibt zahlreiche Unternehmen, 
die mit dem Angebot derartiger Leistungen einen besonderen Beitrag für die städtische 
Gemeinschaft erbringen, da sie negative Auswirkungen von Marktunvollkommenheiten 
helfen zu heilen und Produkte und Dienstleistungen anbieten, die der Markt eben nicht 
(mehr) bietet. 
Freilich stehen auch diese Leistungen, wollen sie als Wohlfahrt verbessernd eingestuft 
werden, immer auch vor einer Effizienzüberprüfung und einer Opportunitätskostenabwä-
gung. Die kommunale Unternehmerschaft beim Wohnraum stellt eine von vielen woh-
nungspolitischen „Instrumenten“ dar, mit denen die Probleme und Unvollkommenheiten 
am Wohnungsmarkt behoben werden können. Insbesondere die Diskussion um die Zu-
kunft des Sozialen Wohnungsbaus zeigt sehr deutlich, dass die staatliche Eigentümer-
schaft beim Wohnraum (Objektförderung) nicht zwangsläufig auch die effizienteste Be-
reitstellungsform von Wohnraum für einkommens- und sozialschwache Bevölkerungs-
gruppen darstellt (Kritik an der Kostenmiete). 
Die Ergebnisse dieser Expertise, zusammengefasst und verdichtet in Form der Handrei-
chung für Kommunen (siehe Anhang) hilft den Kommunen, vor Ort eine Versachlichung 
und Transparenz der Diskussion über den Wert des städtischen Wohnungsunterneh-
mens jenseits der betriebswirtschaftlichen Erfolge zu führen. Letztlich handelt es sich 
beim zukünftigen Umgang mit kommunalen Wohnungsunternehmen um ein kommunal-
politisches Thema, das auch vor Ort entschieden wird.  
Zwar wirken sich Bundesgesetze und –regelungen, wie beispielsweise die Aufhebung der 
Wohngemeinnützigkeit im Jahr 1990, und die damit verbundene EK02-Regelung, indirekt 
immer noch auf den heutigen Umgang mit den kommunalen Wohnungsbeständen aus, 
dennoch ist die Entscheidung, ob ein kommunales Wohnungsunternehmen verkauft oder 
„gehalten“ wird eine vornehmlich stadtpolitische. Es handelt sich zwar ökonomisch be-
trachtet um eine Make-or-buy-Entscheidung aus städtischer Perspektive, es spielen je-
doch neben den ökonomischen auch zahlreiche andere politische Ziele eine Rolle. Die 
Prüfung kommunaler Wohnungsunternehmen hinsichtlich ihrer Stadtrendite kann somit 
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die Informationsgrundlage für kommunale Privatisierungsentscheidungen verbessern, 
mindestens jedoch Bereiche identifizieren, in denen eine Stadtrendite entsteht bzw. die 
Bereiche darstellen, in denen Stadtrenditepotenziale gehoben werden können. Die Prü-
fung der Stadtrendite kann somit zur zielgerichteten Analyse der Leistungen und Defizite 
eines kommunalen Wohnungsunternehmens eingesetzt werden. 
Die Handreichung ist daher bewusst so „offen“ gestaltet, dass sie die unterschiedlichen 
kommunalpolitischen Bewertungen der einzelnen Komponenten der Stadtrendite (Quanti-
fizierungsansätze, Prüffragen) sowie die unterschiedliche Datenlage berücksichtigen 
kann. Stadtverwaltungen und Politik sind in der Regel mit der „Vorbereitung“ einer Make-
or-buy-Entscheidung überfordert, da dem von potenziellen Käufern geäußerten Ver-
kaufspreis bzw. der damit zu erwartenden kommunalen Einnahme kein monetärer Wert 
für die „entgangenen Vorteile“ (Stadtrendite) gegenüber steht. Durch diese Expertise ist 
zwar ebenfalls deutlich geworden, dass viele Leistungen der kommunalen Wohnungsun-
ternehmen nicht oder nur schwer zu monetarisieren sind. Dennoch kann mithilfe der Mat-
rix für einige Komponenten der Stadtrendite eine solche Monetarisierung und für andere 
zumindest eine qualitative Einschätzung vorgenommen werden.  
So wird für Gemeinden, in denen  
• sowohl die Versorgung von Haushalten mit Marktzugangsschwierigkeiten in hohem 

Umfang von dem kommunalen Wohnungsunternehmen geleistet werden kann,  
• als auch das kommunale Unternehmen in hohem Umfang im Bereich Wohnumfeld 

und Stadtentwicklung Leistungen und Vorteile erbringt,  
deutlich, dass der Verkauf (zu welchem Preis auch immer) zu „Folgekosten“ bzw. Minder-
leistungen in den benannten Bereichen führen kann, die man kommunalpolitisch bewer-
ten und „gegenrechnen“ muss. 
Ebenso wird für den umgekehrten Fall eines kommunalen Wohnungsunternehmens, das 
in den herausgearbeiteten Komponenten keine Leistungen vollbringt, die von anderen 
Anbietern nicht auch vollbracht werden (können), deutlich, dass aus der Sicht der Stadt-
rendite keine guten Argumente gegen einen Verkauf des Unternehmens sprechen. Diese 
Versachlichung und Schaffung von Transparenz für die Entscheidungssituation, bis hin-
ein in hieraus resultierende mögliche Auflagen (Vertragsgestaltung) für potenzielle Käufer 
der Bestände lassen, sich aus dieser Expertise ableiten. 
 

7.1 Empfehlungen und weiterer Forschungsbedarf 
Aufgrund der anhaltenden Kaufbereitschaft von Investoren einerseits und der nach wie 
vor vorhandenen günstigen Rahmenbedingungen für Bestandsverkäufe auf kommunaler 
Seite (kommunale Haushaltsprobleme, z.T. entspannte Wohnungsmärkte, Modernisie-
rungs- und Instandsetzungsstaus, ordnungspolitisches Klima) kann davon ausgegangen 
werden, dass der Verkauf kommunaler Wohnungsbestände auch in den nächsten Jahren 
ein aktuelles Thema sein wird (BBR 2007, Just 2006). Für zahlreiche Fälle wird dies auch 
aktuell in Presse- und Medienberichten diskutiert (z.B. Landesentwicklungsgesellschaft 
Nordrhein-Westfalen GmbH, Gebäude- und Grundstücksgesellschaft Zwickau mbH etc). 
Vor diesem Hintergrund wird auch die Thematik der Stadtrendite durch Wohnungsunter-
nehmen weiterhin von großem Interesse für die Kommunen, die Wohnungspolitik und die 
wohnungswirtschaftlichen Akteure bleiben. Umso wichtiger ist es, mehr Licht in die bis-
lang stark ideologisch eingefärbte Diskussion um diese Thematik zu bringen, und mit 
einer Vereinheitlichung von Definitionen und Standards und einer verbesserten Wir-
kungsanalytik zu einer wachsenden Professionalisierung der Fachdiskussion und einer 
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besseren Vergleichbarkeit von Beispielen beizutragen. Die in dieser Expertise ausführlich 
behandelten Komponenten der Stadtrendite, ihre beispielhafte und systematische Erfas-
sung und Quantifizierung ist hierzu ein wichtiger Beitrag. 
Auch der Vergleich unterschiedlicher Eigentümertypen (private Wohnungsunternehmen, 
neue Investoren, Wohngenossenschaften, kommunale Wohnungsunternehmen) und die 
Quantifizierung ihrer unterschiedlichen Beiträge zur Stadtrendite stellen weitergehende 
empirische Forschungsfragen dar.  
Hierbei interessiert z.B. in Bezug auf die neuen Käufer und Investoren ehemals kommu-
naler Bestände, inwieweit es gelingen kann, über institutionelle Arrangements wie bei-
spielsweise Verträge einzelne Stadtrenditekomponenten und ihre Erbringung durch diese 
neuen Akteure zu garantieren.  
Die Neureglung der EK-02-Besteuerung für ehemals gemeinnützige Wohnungsunter-
nehmen kann einen positiven Einfluss entfalten auf 
• die Attraktivität von Teilverkäufen von kommunalen Wohnungsunternehmen (unter 

Beibehaltung von Stadtrenditebeiträgen im kommunal verbleibenden Bestand) und 
• das zusätzliche Kaufinteresse von Investoren an ertragsstarken kommunalen WU, 

die durch die einmalige Abschlagsteuer (in der Diskussion sind derzeit 3%) in ihrer 
Attraktivität für den Kapitalmarkt noch weiter steigen dürften. 

Diese Auswirkungshypothesen der EK-02-Regelung wären jedoch im Rahmen einer For-
schungsarbeit genauer zu untersuchen. Es gilt also den Zusammenhang, der bei den 
kommunalen Wohnungsunternehmen schlummernden Eigenkapitalreserven, ihrer Be-
steuerung und den möglichen Auswirkungen auf die Stadtrendite, genauer zu untersu-
chen. 
Generell ist vor dem Hintergrund  
• sich stärker polarisierender (Teil-)Marktentwicklungen (Spars 2006),  
• der Notwendigkeit einer stärkeren Verzahnung von Stadtentwicklungs- und Woh-

nungspolitik (Programme Stadtumbau Ost, Soziale Stadt etc.) und  
• des Rückzugs des Staates aus dem Sozialen Wohnungsbau  
von der Notwendigkeit der weiteren Erforschung der Zusammenhänge zwischen Woh-
nungsmärkten und Stadtentwicklung sowie den Zusatzleistungen und Gestaltungsmög-
lichkeiten von Wohnungsunternehmen auszugehen.  
Ebenfalls zeichnet sich ab, dass die Regelungen zur Ausgestaltung der Übernahme der 
Unterkunftskosten bei Transferleistungsempfängern im Rahmen der Neuregelung des 
Arbeitslosengeldes II (ALG II) Einflüsse auf die Wohnungsversorgung dieser Haushalte 
entfaltet und die kommunalen Wohnungsunternehmen bei dieser Versorgung im Sinne 
der Stadtrendite eine wichtige Rolle übernehmen können oder müssen. 
Ein wesentlicher Forschungsbedarf im Zusammenhang mit der Stadtrendite von Woh-
nungsunternehmen ist in der vergleichenden Forschung auszumachen. Hierbei kann die 
Beantwortung der Forschungsfragen nur über eine Verbesserung der empirischen Daten-
lage und –qualität erfolgen. Solange keine systematische Aufbereitung von Beispielen 
unterschiedlicher Unternehmen und Unternehmenstypen in Bezug auf ihre Stadtrendite 
erfolgt, bleibt die Fachdiskussion noch im Bereich der Vermutungen stecken. Die metho-
dischen Probleme jedoch, auf die diese Expertise beim Versuch der Definition und Be-
messung von Stadtrendite und ihrer Komponenten hingewiesen hat, sind hierbei als Her-
ausforderung anzunehmen.  
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So ist deutlich geworden, dass die Berechnung einer Stadtrendite im engeren Sinne mit 
einem Nennerproblem (öffentliches Kapital) konfrontiert ist (vgl. Kap. 3.2.2), dass sich für 
den Vergleich öffentlicher mit nicht-öffentlichen Wohnungsunternehmen als Problem dar-
stellt. Ein vergleichendes Forschungsprojekt müsste testen, inwieweit alternative Be-
zugsgrößen im Nenner (z.B. Wohnungsanzahl, Quadratmetersumme, oder Bewohneran-
zahl des jeweiligen Wohnungsbestandes etc). eine bessere Bezugsgröße für die Erträge 
darstellen und somit eine bessere Vergleichbarkeit der Ergebnisse gewährleisten. Dies 
würde einer Weiterentwicklung der finanzwirtschaftlichen Stadtrenditeformel entsprechen, 
die anhand von Beispielen auf Sinnhaftigkeit und Praktikabilität geprüft werden müsste. 
Auch für das zeitliche Bezugsproblem (vgl. Kap. 3.2) der Stadtrenditeleistungen müsste 
eine stärkere Durchdringung und Operationalisierung der Stadtrenditeberechnung erfol-
gen, um vorhandene Unschärfen aus der Berechnung herauszufiltern. Hierbei steht die 
Frage im Vordergrund, mit welcher zeitlichen Perspektive (lang- oder kurzfristig) die Vor-
teile gemessen werden sollen. Im Falle der kurzfristigen (jährlichen) Variante ist bei-
spielsweise eine Entscheidung zwischen der Anrechnung der jährlichen Nutzenstiftung 
einer einmaligen Investition (z.B. Kinderspielplatz) oder der einmaligen Zurechnung der 
Investitionssumme notwendig. Fällt die Wahl zugunsten einer längerfristigen Erfassung, 
so ist diese mit dem Problem der Prognoseunsicherheit für zukünftige Vor- und Nachteile 
behaftet. Weitere Forschungsarbeiten könnten die Vor- und Nachteile der verschiedenen 
Modelle an Beispielen aus der Praxis aufzeigen und zu Empfehlungen bzgl. des vorteil-
hafteren Modells kommen. 
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